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Inhaltshinweis: Diese Untersuchung beschäftigt sich mit Gewalterfahrungen 
von Politikerinnen nationaler Parlamente in Tschechien, Ungarn, Irland, 
Deutschland und der Slowakei. Dabei werden Erlebnisse und Zitate sowie 
Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen der Betroffenen wiedergegeben. Die 
Studie enthält außerdem Begriffe, die anstößig, beleidigend, diskriminierend, 
oder (re-)traumatisierend wirken können. 
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1. Einleitung 
 

Die politische Teilhabe von Frauen hat in den letzten Jahrzehnten weltweit zugenommen. Dennoch 
werden sie weiterhin durch erhebliche strukturelle Hindernisse benachteiligt und in den 
Möglichkeiten ihrer Beteiligung eingeschränkt. Zu den schwerwiegendsten und zugleich am 
wenigsten sichtbaren dieser Hindernisse zählt geschlechtsspezifische politische Gewalt – besser 
bekannt als Gewalt gegen Frauen in der Politik (VAWiP). Die Definition der Vereinten Nationen aus 
dem Jahr 20181 umfasst jede geschlechtsspezifische Gewalthandlung oder Androhung solcher 
Handlungen, die zu körperlichem, sexuellem oder psychischem Schaden führt und sich gegen eine 
Frau in der Politik richtet, weil sie eine Frau ist, oder Frauen unverhältnismäßig stark betrifft. Dieser 
konzeptionelle Rahmen2 umfasst körperliche Übergriffe und sexuelle Belästigung, Hassrede im 
Internet, psychische Einschüchterung, wirtschaftliche Ausgrenzung und symbolische 
Delegitimierung3 . Das Phänomen ist nicht nur eine Reihe einzelner Vorfälle: Es manifestiert sich 
systematisch und in wiederkehrenden Mustern, mit dem Ziel und der Wirkung, die politische 
Handlungsfähigkeit von Frauen einzuschränken und die männliche Dominanz im politischen Raum 
aufrechtzuerhalten. Als solches stellt es eine direkte Bedrohung für die Integrität der 
demokratischen Teilhabe dar. 

Dieser Vergleichsbericht wurde im Rahmen des Projekts „Recognize, Resist, Rise Up“ (3R) im 
Modul 3 (WP3) erstellt. Er fasst die Ergebnisse empirischer Untersuchungen zusammen, die in den 
nationalen Parlamenten von fünf EU-Mitgliedstaaten – Tschechien, Ungarn, Irland, Deutschland 
und der Slowakei – durchgeführt wurden. Ziel der Untersuchungen war es, übergreifende Muster 
innerhalb der EU-Mitgliedstaaten sowie kontextspezifische Unterschiede zu identifizieren und damit 
zur Entwicklung institutioneller Lösungen beizutragen, die die politische Sicherheit und die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen stärken. Die Forschung wurde in den Jahren 2025–2026 
innerhalb eines gemeinsamen thematischen und ethischen Rahmens durchgeführt, der trotz 
unterschiedlicher nationaler Kontexte einen direkten länderübergreifenden Vergleich ermöglicht. 

Das empirische Material aus allen fünf Ländern basiert auf semi-strukturierten Tiefeninterviews, 
Online-Fragebögen oder einer Kombination aus beidem und wird teilweise durch Dokumenten- und 
Social-Media-Analysen ergänzt. Die Teilnehmerinnen wurden durch eine umfassende Ansprache 
aller weiblichen Abgeordneten in den jeweiligen Parlamenten rekrutiert: In der Slowakei nahmen 
82 Prozent der 33 kontaktierten weiblichen Abgeordneten teil; in Tschechien 61 Prozent von 67; in 
Ungarn etwa 39 Prozent von 31; und in Irland 34 Prozent von 70. In Deutschland lag die 
Rücklaufquote des Online-Fragebogens stark darunter, obwohl (zu diesem Zeitpunkt) alle 205 
weiblichen Bundestagsabgeordneten (Mitglieder des Bundestages, MdB) der (aktuellen) 21. 
Legislaturperiode sowie 36 ehemalige Bundestagsabgeordnete mehrfach eingeladen und erinnert 
wurden und die Kontaktaufnahme über unterschiedliche Kanäle und Multiplikator*innen innerhalb 
des Bundestages erfolgte. Die Daten aus Deutschland sind daher nicht repräsentativ und als 
qualitative, illustrative Inhalte zu betrachten, sie eignen sich nicht für statistische Rückschlüsse oder 
Verallgemeinerungen.  

 
1 Simonovic, D. (2018). Report of the Special Rapporteur on violence against women, its causes and consequences: Violence against 
women in politics. Generalversammlung der Vereinten Nationen, A/73/301. https://docs.un.org/en/A/73/301  
2 Bardall, G., Bjarnegård, E., & Piscopo, J. M. (2020). How is political violence gendered? Disentangling motives, forms, and impacts. 
Political Studies, 68(4), 916–935. https://journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/0032321719881812  
3 Krook, M. L. (2020). Violence against Women in Politics. Oxford University Press. https://academic.oup.com/book/36672    

https://docs.un.org/en/A/73/301
https://journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/0032321719881812
https://academic.oup.com/book/36672
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Die Ergebnisse der vergleichenden Analyse sind in acht thematische Kategorien unterteilt: 
psychische Gewalt, digitale Gewalt, sexualisierte Gewalt, ökonomische Gewalt und körperliche 
Gewalt sowie Auswirkungen auf die politische Arbeit und Selbstzensur, Meldepraktiken und 
schließlich die Bewertung bestehender Instrumente und Mechanismen. Diese Kategorien basieren 
auf den Studien zu Gewalt gegen Politikerinnen der Interparlamentarischen Union (IPU)4  und dem 
VAWiP-Rahmenwerk der Vereinten Nationen. 

Die Methodik und die Voraussetzungen für die Vergleichbarkeit werden im Methodenkapitel 
ausführlich behandelt. Die Kapitel mit den zentralen Ergebnissen präsentieren die empirische 
Analyse jeder der acht Kategorien auf der Grundlage von zusammengefassten Mustern, Zitaten 
und kontextuellen Interpretationen, die aus den Daten aller fünf Länder gewonnen wurden. 

 

2. Politischer Kontext: Die Länder im Vergleich 
 

Die fünf Länder weisen unterschiedliche politische und institutionelle Kontexte auf, die die Formen, 
die Intensität und die Sichtbarkeit geschlechtsspezifischer politischer Gewalt unmittelbar prägen. 
In Tschechien wurde bei den Wahlen 2025 zwar eine Rekordzahl an Frauen gewählt; dies war 
jedoch größtenteils auf Vorzugsstimmen der Wähler*innen zurückzuführen und nicht auf Reformen 
der Parteilisten. In Ungarn wurde die Untersuchung während der Legislaturperiode 2022–2026 
durchgeführt, an deren Ende Frauen 15,6 Prozent der Abgeordneten ausmachten. Die Wahlen im 
Frühjahr 2026 haben diese Zahl erheblich verbessert. Beide Länder zeichnen sich durch das 
Fehlen institutioneller Schutzrahmen aus; keines der beiden Länder hat die Istanbul-Konvention 
ratifiziert – ebenso wie die Slowakei, die im Bereich „Macht“ des EIGE-Gleichstellungsindexes5 eine 
der schwächsten Leistungen in der EU aufweist. Irland ist das einzige untersuchte Land, in dem 
eine gesetzliche Geschlechterquote für Parteilisten besteht und in dem das Parlament eine formelle 
Task Force für sichere politische Teilhabe eingerichtet hat – was es zum institutionell am besten 
dokumentierten Fall hinsichtlich bestehender Maßnahmen macht6. In Deutschland fallen die 
Verschlechterung des politischen Diskurses, die zum Teil vom Aufstieg rechtspopulistischer, 
antidemokratischer und rechtsextremistischer Kräfte getrieben wird, und eine wachsende Zahl von 
Hassverbrechen gegen Politiker*innen zusammen, die mit stagnierenden und sogar rückläufigen 
Frauenanteilen in der Politik einhergehen.   

 

Dennoch sind die Ähnlichkeiten auffällig:  

 In keinem der untersuchten Parlamente existiert ein eigenständiger, verbindlicher 
institutioneller Mechanismus zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer politischer Gewalt;  

 

 
4 Interparlamentarische Union (2016). Sexism, Harassment and Violence against Women Parliamentarians. 
https://www.ipu.org/resources/publications/issue-briefs/2016-10/sexism-harassment-and-violence-against-women-parliamentarians    
5 Europäisches Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE) (2025). Gleichstellungsindex 2025 – Die Dimension „Macht“ in der Slowakei. 
https://eige.europa.eu/gender-equality-index/2025   
6  Oireachtas-Task Force für sichere Teilhabe am politischen Leben (2024). Report of the Task Force on Safe Participation in Political 
Life.https://data.oireachtas.ie/ie/oireachtas/parliamentaryBusiness/other/2024-05-15_task-force-on-safe-participation-in-political-
life_en.pdf      

https://www.ipu.org/resources/publications/issue-briefs/2016-10/sexism-harassment-and-violence-against-women-parliamentarians
https://eige.europa.eu/gender-equality-index/2025
https://data.oireachtas.ie/ie/oireachtas/parliamentaryBusiness/other/2024-05-15_task-force-on-safe-participation-in-political-life_en.pdf
https://data.oireachtas.ie/ie/oireachtas/parliamentaryBusiness/other/2024-05-15_task-force-on-safe-participation-in-political-life_en.pdf
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 Gewalt im digitalen Raum verfügt in jedem Kontext über die am weitesten verbreitete und 
intensivste Infrastruktur für Gewalt;  

 Die Melderaten bleiben in allen fünf Ländern dramatisch hinter der tatsächlichen bzw. 
angenommenen Prävalenz zurück.  

Diese sich selbst verstetigende Unsichtbarkeit – bei der die meisten Fälle nicht erfasst werden, die 
Täter*innen ungestraft bleiben und Gewalt normalisiert wird – ist keine Ausnahme, sondern eine 
strukturelle Gegebenheit in jedem der untersuchten Kontexte. 

 

3. Methodik 
 

Dieser Vergleichsbericht entstand als Teil des internationalen Projekts „Recognize, Resist, and 
Rise-Up: Tackling Gender-based Violence against Women in Politics“. Die Methodik basiert auf 
Untersuchungen, die in jedem der fünf Partnerländer des Projekts – in Tschechien, Deutschland, 
Ungarn, Irland und der Slowakei – im Rahmen nationaler Erhebungen durchgeführt wurden. 

Ziel dieses Berichts ist es, die Ergebnisse zusammenzufassen und vergleichbare Daten sowie 
Erkenntnisse zu geschlechtsspezifischer Gewalt gegen weibliche Abgeordnete in diesen fünf 
Ländern zu präsentieren. Jedes Länderteam konzipierte seine Datenerhebung innerhalb eines 
gemeinsamen thematischen Rahmens: Untersuchung der Prävalenz, Art, Ursachen und Folgen 
geschlechtsspezifischer Gewalt (GBV) gegen weibliche Parlamentarierinnen, wobei Instrumente 
und Verfahren an die jeweiligen politischen Kontexte angepasst wurden. Dieser Gesamtüberblick 
identifiziert die gemeinsamen methodischen Grundlagen, hebt wesentliche Unterschiede im Ansatz 
hervor und leitet wichtige Überlegungen für den länderübergreifenden Vergleich ab. 

Alle fünf nationalen Untersuchungen und die daraus resultierenden Studien fokussierten sich auf 
dieselbe Zielgruppe: Frauen, die zum Zeitpunkt der Datenerhebung ein parlamentarisches Mandat 
innehatten. In Deutschland wurden aufgrund der geringen Rücklaufquote zudem ehemalige 
Bundestagsabgeordnete der vorherigen (20.) Legislaturperiode, die erst etwa ein halbes Jahr zuvor 
geendet hatte, zur Teilnahme eingeladen. In vier Ländern (Tschechien, Irland, Slowakei und 
Deutschland) wurde ein Vollerhebungsansatz angewandt, d.h. alle weiblichen Abgeordneten 
wurden zur Teilnahme eingeladen. Auch Ungarn begann mit einem Vollerhebungsansatz, 
wechselte jedoch zu einer Schneeballstichprobe, da die anfänglichen Rücklaufquoten aufgrund 
politischer Einschränkungen niedrig ausfielen. In allen fünf Studien erfolgte die Datenerhebung 
zwischen November 2025 und März 2026. 

Hinweis: Die verwendeten Zitate wurden von den jeweiligen nationalen Forschungsteams aus der 
jeweiligen Landessprache ins Englische übersetzt. Zitate der tschechischen, irischen, ungarischen 
und slowakischen Teilnehmerinnen wurden vom deutschen Projektteam aus dem Englischen ins 
Deutsche übersetzt. Dabei wurden sprachliche Anpassungen vorgenommen, so dass kleinere 
Abweichungen zur Originalsprache möglich sind.  
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4. Datenerhebung und Forschungsdesign 
 

Die fünf Länder setzten zwei unterschiedliche primäre Datenerhebungsinstrumente ein: 
halbstrukturierte Interviews und Online-Fragebögen (Umfragen). Bei allen drei interviewbasierten 
Studien (Tschechien, Ungarn und Slowakei) wurden Audioaufzeichnungen (vorbehaltlich der 
Einwilligung) verwendet, die anschließend transkribiert und formal anonymisiert wurden. Irland und 
Deutschland setzten Online-Fragebögen als primäres Instrument ein. In beiden Ländern wurden 
die Fragebögen per E-Mail an die parlamentarischen E-Mail-Adressen der Abgeordneten versendet 
und auf digitalen Plattformen zum Ausfüllen bereitgestellt. 

Der irische Fragebogen wurde auf Google Forms bereitgestellt und an alle 70 weiblichen 
Abgeordneten beider Kammern (Dáil und Seanad) verteilt. Die deutsche Umfrage wurde auf 
Lamapoll gehostet und an alle 205 weiblichen Abgeordneten des Deutschen Bundestages sowie 
an 36 ehemalige Abgeordnete der vorangegangenen Legislaturperiode (die erst im Frühjahr 2025 
endete) versandt. In beiden Fällen war die Anonymität von Anfang an in das Umfragedesign 
integriert und wurde nicht erst nach der Datenerhebung angewendet. 

Beide Fragebögen kombinierten geschlossene und offene Fragen. Der Schwerpunkt lag auf dem 
offenen Format, bei dem die Teilnehmerinnen dazu ermutigt wurden, in ihren eigenen Worten zu 
antworten und so viele oder so wenige Details anzugeben, wie sie bereit waren zu teilen. Ungarn 
nutzte neben Interviews und Fragebögen auch ergänzende Datenquellen in Form einer qualitativen 
Online-Umfrage, die an diejenigen versandt wurde, die persönliche Interviews abgelehnt hatten, 
sowie eine Dokumentenanalyse öffentlich zugänglicher Materialien und eine gezielte Social-Media-
Analyse, die Facebook, YouTube und X (ehemals Twitter) umfasste und Kommentare zu Beiträgen 
und öffentlichen Auftritten weiblicher Abgeordneter untersuchte. 

In allen fünf Länderstudien wurden einheitliche ethische Grundsätze angewendet, darunter die 
Einholung der Einwilligung nach Aufklärung in schriftlicher oder mündlicher Form, die freiwillige 
Teilnahme mit dem Recht auf jederzeitigen Abbruch oder Rücktritt, die Anonymisierung aller 
angeführten Daten und zitierten Aussagen, die Einhaltung der Anforderungen der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) hinsichtlich der Datenspeicherung und -Verarbeitung sowie die 
Beachtung von Schutzmaßnahmen und -Angeboten in diesem sensiblen Erfahrungsbereich. 
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5. Rücklaufquoten und Ergebnisse der Stichproben 
 

Die Rücklaufquoten variieren erheblich zwischen den fünf Studien und stehen in direktem 
Zusammenhang sowohl mit dem verwendeten Instrument als auch mit dem politischen Kontext des 
jeweiligen Landes. 

 

Tabelle 1: Rücklaufquoten und Frauenanteil im Parlament nach Ländern7 
 

Land Gesamt-
zahl der 
Sitze im 

Parlament 

Weibliche 
Abge-

ordnete 
(N) 

Anteil von 
Frauen im 
Parlament  

(in %) 

Zur Studie 
einge-
ladene 

weibliche 
Abge-

ordnete 

Ant-
worten 

(n) 

Rücklauf
-quote  

(in %) 

Tschechien 
(CZ) 

200 67 33,5 % 67 41 61 % 

Ungarn (HU) 199 31 15,6 % 31 12* ~39 %* 

Irland (IE) 234 70 29,9 % 70 24 34 % 

Slowakei 
(SK) 

150 33 22,0 % 33 27 82 % 

Deutschland 
(DE) 

630 205 32,5 % 205 (+ 36 
ehemalige 

MdB) 

22** ~4 %*** 

 

* Ungarn: 11 Interviews + 1 Umfrageantwort; die Quote spiegelt die kombinierte Teilnahme wider. 
** Deutschland: Insgesamt 22 eingegangene Fragebögen (16 vollständig ausgefüllt) von aktuellen und ehemaligen 
Bundestagsabgeordneten 

 ***Deutschland: ~4 % Rücklaufquote unter den derzeitigen weiblichen Abgeordneten 

 
Die Slowakei erzielte die höchste Teilnahmequote (82 %), was sowohl auf die kleinere 
parlamentarische Kohorte (33 weibliche Abgeordnete) als auch auf die anhaltenden Bemühungen 
zur Kontaktaufnahme zurückzuführen sein könnte. Tschechien erzielte ebenfalls eine hohe 
Teilnahmequote (61 % von 67 weiblichen Abgeordneten). Beide Studien nutzten Interviews als 
primäres Instrument, was in der Regel zu einer höheren Beteiligung schwer erreichbarer 
Zielgruppen führt als bei eigenständig auszufüllenden Fragebögen. 

 
7 In Ländern mit einem Zweikammer-Parlamentssystem konzentriert sich der Vergleichsbericht ausschließlich auf die Unterhäuser des 
Parlaments. 
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Irland erzielte eine Rücklaufquote von 34 Prozent durch die Verwendung einer anonymen Online-
Umfrage. Die deutsche, ebenfalls anonyme Online-Umfrage verzeichnete eine Rücklaufquote von 
etwa 4 Prozent unter den derzeitigen Abgeordneten. Aufgrund der vergleichsweisen deutlich 
größeren Grundgesamtheit der Zielgruppe hätten Interviews die Kapazitäten des deutschen 
Forschungsteams gesprengt. Diese wurden jedoch allen Abgeordneten anstelle der Online-
Umfrage als Alternative angeboten. Das Forschungsteam räumt diese Einschränkung ausdrücklich 
ein und betont, dass innerhalb der Zielgruppe eine Forschungsmüdigkeit zum Thema erkennbar 
ist. Die geringe Rücklaufquote führte dazu, dass die quantitativen Daten nur qualitativ analysiert 
werden konnten, und zwar als explorative und indikative statt als repräsentative Stichprobe. 

Die Teilnahmequote in Ungarn wurde maßgeblich von politischen Faktoren geprägt: Während 
Abgeordnete der Opposition eher bereit waren, sich zu beteiligen, lehnten regierungsnahe 
Abgeordnete die Teilnahme größtenteils ab, zögerten oder zogen sich nach anfänglicher 
Zustimmung zurück. Das Forschungsteam stellt fest, dass diese Asymmetrie selbst die politische 
Brisanz geschlechtsspezifischer politischer Gewalt im aktuellen institutionellen Umfeld Ungarns 
widerspiegelt. 

In allen fünf Studien wird das Ausbleiben von Antworten bestimmter politischer Parteien bzw. 
Fraktionen festgestellt. Die tschechischen und ungarischen Berichte erörtern die Beteiligung auf 
Parteiebene im Detail, während die Slowakei die Parteizugehörigkeit bewusst aus der 
veröffentlichten Analyse herausgelassen hat, um die Identität der Befragten zu schützen. 

 

6. Ergebnisse 
 

Die vergleichenden Ergebnisse aus den fünf teilnehmenden Ländern zeigen, dass 
geschlechtsspezifische Gewalt gegen Politikerinnen weit verbreitet ist und vielfältige, miteinander 
verflochtene Formen annimmt. Obwohl die Häufigkeit und Intensität einzelner Gewaltformen von 
Land zu Land variieren, belegen die Daten durchweg, dass Gewalt ein erhebliches Hindernis für 
die uneingeschränkte und gleichberechtigte politische Teilhabe von Frauen darstellt. Die von den 
Befragten beschriebenen Erfahrungen deuten zudem darauf hin, dass sich diese Gewaltformen oft 
überschneiden, gegenseitig verstärken und in Zeiten erhöhter öffentlicher Sichtbarkeit wie 
Wahlkampagnen, Parlamentsdebatten oder Medienauftritten intensivieren. 

Abbildung 1 fasst die Verbreitung der fünf Hauptformen geschlechtsspezifischer Gewalt 
zusammen, denen weibliche Abgeordnete in den untersuchten Ländern ausgesetzt sind: 
psychische Gewalt, digitale Gewalt, sexualisierte Gewalt, ökonomische Gewalt und körperliche 
Gewalt. Die Ergebnisse zeigen, dass geschlechtsspezifische Gewalt kein isoliertes oder 
marginales Phänomen ist, sondern ein allgegenwärtiges und strukturelles Merkmal der politischen 
Teilhabe von Frauen in allen in die Untersuchung einbezogenen Ländern darstellt. 

 

 

 

 

 



Seite 9 von 38 

 

Abbildung 1: Erfahrungen mit verschiedenen Formen geschlechtsspezifischer Gewalt 
(in Prozent) 
 

 
 
Digitale Gewalt erweist sich insgesamt als die am weitesten verbreitete Form; 96,8 Prozent der 
Befragten in den vier quantitativ vergleichbaren Ländern haben sie erlebt. Psychische Gewalt folgt 
mit 87,4 Prozent dicht dahinter, was darauf hindeutet, dass verbale Beschimpfungen, Drohungen, 
Einschüchterungen und erniedrigende Behandlung einen nahezu universellen Aspekt der 
Erfahrungen von Politikerinnen darstellen. Sexualisierte Gewalt wurde von 53,7 Prozent der 
Befragten gemeldet, während 33,7 Prozent von körperlicher Gewalt betroffen waren. Ökonomische 
Gewalt ist zwar mit 30,5 Prozent die am wenigsten verbreitete Kategorie, stellt jedoch eine 
bedeutende Form der Ausgrenzung dar, die die Fähigkeit von Frauen, ihr politisches Mandat 
auszuüben, direkt untergräbt. 

 

6.1 Psychische Gewalt: Drohungen, Einschüchterung und Belästigung 
 

Die Kategorie der psychischen geschlechtsspezifischen Gewalt umfasst verschiedene Formen: 
sexistische oder sexualisierte Bemerkungen, die Veröffentlichung erniedrigender oder 
sexualisierter Bilder, einschüchterndes oder bedrohliches Verhalten, einschließlich verbaler 
Angriffe und Gewaltandrohungen. 

Abbildung 2 zeigt die Prävalenz psychischer Gewalt – in jeglicher Form – gegen Politikerinnen in 
Tschechien, Ungarn, Irland und der Slowakei und verdeutlicht ein durchweg hohes Ausmaß in allen 
vier Ländern. 
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Abbildung 2: Prävalenz psychischer Gewalt (in jeglicher Form) in Tschechien, Ungarn, 
Irland und der Slowakei (in Prozent) 
 

 

 

Die höchste Prävalenz psychischer Gewalt wird in der Slowakei mit 96 Prozent gemeldet, die 
niedrigste in Tschechien mit 80 Prozent, während Ungarn und Irland Werte von 91 Prozent bzw. 
88 Prozent erreichen. Diese Prävalenz zeigt, dass die Erfahrung psychischer Gewalt in allen vier 
Ländern hoch ist. Sie deckt sich zudem mit den Rückmeldungen, die für Deutschland qualitativ 
ausgewertet wurden. Die Befragten berichten von häufigen verbalen Angriffen oder 
einschüchterndem Verhalten in sozialen Medien, aber auch im persönlichen Kontakt, begangen 
sowohl von Fremden im öffentlichen Raum als auch von Kolleg*innen innerhalb der Parlamente. 
Viele berichten, dass Häufigkeit und Intensität der Gewalt bei bzw. nach öffentlichen Auftritten 
zunehmen, etwa nach Debatten, Pressekonferenzen oder während politischer Kampagnen. 

 

„An einem Wahlkampfstand kam jemand, riss auf einem Flyer meinen Kopf ab und aß ihn vor meinen 
Augen auf. Das macht einem Angst. Oder eine Gruppe von Radfahrenden griff mich an und sagte, ich sei 
zwar eine ‚Sexbombe‘, aber dumm, weil ich bestimmte Leute verteidige.“ –    Befragte aus Tschechien 
 

„Sie haben den Geheimdienst auf mich angesetzt, um mich zu brechen.“  –     Befragte aus Ungarn 
 

„Besonders nach den Wahlen wurde klar, dass ich dies oder jenes getan haben musste, um dorthin zu 
gelangen, wo ich bin, weil ich eine Frau bin. Also, ja, es gibt solche Kommentare. Und ich muss sagen, dass 
sogar mein Sohn das erlebt hat: Einer seiner Freunde auf dem Schulhof erzählte ihm, dass seine Eltern zu 
Hause darüber sprachen, wie – und ich zitiere – ‚deine Mutter [dem Parteivorsitzenden] wohl richtig gut einen 
bläst, weil sie in letzter Zeit überall zu sehen ist‘.“  –    Befragte aus der Slowakei 
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Abbildung 3 analysiert die Verbreitung verschiedener Formen psychischer Gewalt in den vier 
Ländern. Im Durchschnitt sind sexistische oder sexualisierte Bemerkungen sowie 
einschüchterndes oder belästigendes Verhalten die häufigsten Formen psychischer Gewalt: 71,6 
der Befragten in den vier Ländern haben diese Formen bereits erlebt. Darauf folgen 
Gewaltandrohungen, die 69,5 Prozent der Befragten in den vier Ländern erfahren haben. 

Die Befragten erhalten häufig sexistische oder sexualisierte Bemerkungen von Fremden, zumeist 
im Internet, aber auch von Kolleg*innen im Parlament. 

 
Abbildung 3: Erfahrungen mit verschiedenen Formen psychischer Gewalt in 
Tschechien, Ungarn, Irland und der Slowakei (in Prozent) 
 

 
 

In allen Ländern erwähnten mehrere Befragte eine allgemeine Normalisierung und Akzeptanz 
sexistischer Kommentare und Verhaltensweisen, insbesondere in männerdominierten 
Umgebungen und in Parteien. Ebenso gaben fast alle in Deutschland befragten Abgeordneten an, 
sexistische oder sexualisierte Bemerkungen erhalten zu haben. Unter den unter 40-Jährigen gaben 
dort sogar alle weiblichen Abgeordneten an, diese Form psychischer Gewalt als Abgeordnete erlebt 
zu haben.  

„In [online] Kommentaren, etwa in der Art: Man müsse mich mal vergewaltigen, um zu testen, ob ich dann 
noch eine sogenannte humanitäre Flüchtlingspolitik unterstützen würde. Vielleicht schauen dann auch mal 
die Rechten bei mir vorbei.“  – Befragte aus Deutschland 
 

 

 

 

 

 

56

82 81
85,2

15

82

13

40,7

61

91

75 77,8
71

82

50

74,1

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Tschechien Ungarn Irland Slowakei

Sexistische oder sexualisierte Bemerkungen

Veröffentlichung erniedrigender/sexualisierter Bilder

Einschüchterndes oder belästigendes Verhalten, verbale Übergriffe

Gewaltandrohungen



Seite 12 von 38 

 

„Und dann gibt es natürlich auch verschiedene Arten von Kommentaren, sei es von anderen Abgeordneten, 
sei es aus der Koalition oder der Opposition – das spielt überhaupt keine Rolle. Es sind hauptsächlich ältere 
Männer, die Bemerkungen darüber machen, wie ich aussehe, wie ich wirke, wie ich wohl im Bett wäre, wie 
mein Mund aussieht und solche Dinge.“ – Befragte aus der Slowakei 

 

Ungarn verzeichnet durchweg die höchsten Raten bei allen Arten psychischer Gewalt, 
insbesondere bei einschüchterndem oder belästigendem Verhalten (91 %), alle anderen 
Kategorien landen dort ebenfalls bei 82 Prozent. Diese Ergebnisse deuten auf ein allgemein 
einschüchterndes Umfeld für die befragten Abgeordneten hin. Auch die Slowakei verzeichnet eine 
besorgniserregend hohe Prävalenz bei allen Arten, mit Ausnahme der Veröffentlichung 
erniedrigender oder sexualisierter  Bilder, die 40 Prozent erreicht. Die Veröffentlichung 
erniedrigender oder sexualisierter Bilder ist sowohl in Tschechien (15 %) als auch in Irland (13 %) 
am wenigsten verbreitet. 

In Deutschland erwähnten die befragten Politikerinnen mehrfach traditionelle Geschlechterrollen, 
die als Rechtfertigung für die Angriffe genutzt wurden, was auf ein starkes Fortbestehen von 
Stereotypisierung und semiotischer Gewalt hindeutet: 

„Ich wurde häufig für inkompetent und dumm erklärt und häufiger mit Bezug auf mein Frausein […]‚  Frauen 
brauchts, aber sicher nicht in Führungspositionen. Die Welt ist männlich und wird es immer bleiben‘. Mir 
wurde auch geschrieben, ich solle zurück an den Herd gehen und meinem Mann was kochen.“                                       
– Befragte aus Deutschland 

 

Was Gewaltandrohungen angeht, berichteten Politikerinnen in allen untersuchten Ländern, dass 
ihre Familien, insbesondere Eltern oder Kinder, ebenfalls Ziele der Täter*innen sind. 

„Als ich schwanger war, sagte ein Abgeordneter, dass er schwangere Frauen mag, dass er sie gerne 
schwängert. […] Es gibt auch solche sexistischen Witze, die ich hier nicht wiederholen kann, aber das ist 
manchmal einfach gängige Umgangssprache, sogar unter sehr konservativen Abgeordneten, einschließlich 
derer der Christlich-Demokratischen Bewegung [KDH].“ – Befragte aus der Slowakei 
 

„Als zum Beispiel der Fall der Vergewaltigung eines Mädchens […] durch einen Migranten diskutiert wurde, 
schrieben mir Leute, dass sie mir und meiner Tochter eine Vergewaltigung durch einen Schwarzen  
wünschten. Das kam sehr häufig vor.“  –  Befragte aus Tschechien      
 

„Auf Instagram bekomme ich regelmäßig Bilder von männlichen Genitalien zugeschickt“, und                              
„Jemand hat sogar gefälschte pornografische Inhalte in meinem Namen erstellt.“   – Befragte aus Ungarn 

 

In Deutschland erstreckten sich die Drohungen sogar auf Haustiere und wurden insgesamt (gegen 
sich selbst, die Familie oder Freund*innen) von allen befragten Politikerinnen unter 40 und den 
meisten weiblichen Abgeordneten aller Altersgruppen gemeldet.  

„Einmal hat ein Teilnehmer einer der [… D]emos […] mich angesprochen, als ich auf dem Balkon saß und 
fragte, ob ‚diese Katze‘ meine sei, ob ich sie lieb hätte und was wäre, wenn die Katze nicht mehr nach Hause 
käme. Ich habe das als Drohung empfunden, meine Katze umzubringen.“    – Befragte aus Deutschland 
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6.2 Digitale Gewalt: Anfeindungen im Netz 

Online-Gewalt umfasst hasserfüllte Kommentare oder Drohungen unter Social-Media-Beiträgen, 
hasserfüllte Kommentare oder Drohungen in Form von privaten Nachrichten, E-Mails oder Briefen, 
die Veröffentlichung erniedrigender oder sexualisierter Fotos oder Videos (echter oder 
bearbeiteter) in sozialen Medien sowie die Offenlegung sensibler persönlicher Informationen 
(Doxxing). 

Abbildung 4 zeigt die Verbreitung von Online-Gewalt – in jeglicher Form – gegen weibliche 
Abgeordnete in Tschechien, Ungarn, Irland und der Slowakei und verdeutlicht ein durchweg hohes 
Ausmaß in allen vier Ländern. Daten für Deutschland sind nicht enthalten, da die Ergebnisse der 
Untersuchung unter weiblichen Bundestagsabgeordneten nicht repräsentativ sind. 

 
Abbildung 4: Verbreitung von Online-Gewalt (in jeglicher Form) in Tschechien, 
Ungarn, Irland und der Slowakei (in Prozent) 
 

 

 

Die Slowakei verzeichnet eine flächendeckende Betroffenheit: Alle Befragten gaben an, 
Erfahrungen mit Online-Gewalt gemacht zu haben. Auch Tschechien weist mit 98 Prozent eine 
extrem hohe Quote auf, dicht gefolgt von Irland mit 94 Prozent. Ungarn liegt zwar etwas darunter, 
verzeichnet aber immer noch beachtliche 91 Prozent. 

Zwar gibt es gewisse Unterschiede zwischen den Ländern, doch sind diese relativ gering, und alle 
Werte liegen über 90 Prozent, was darauf hindeutet, dass Online-Gewalt in allen vier Ländern ein 
nahezu allgegenwärtiges Phänomen ist. In Deutschland gaben ebenfalls alle dazu befragten 
Politikerinnen an, im Rahmen ihrer öffentlichen Tätigkeit hasserfüllte Kommentare oder sogar 
Drohungen im Internet erhalten zu haben. Insgesamt verdeutlichen die Abbildung und Angaben, 
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dass Online-Gewalt ein allgegenwärtiges und weit verbreitetes Problem ist, von dem die 
überwiegende Mehrheit der Befragten in jedem der fünf Länder betroffen ist, wobei besonders 
akute Ausmaße in der Slowakei und in Tschechien erfasst wurden. 

„Für mich ist Facebook wahrscheinlich am schlimmsten, auch wenn ein großer Teil dort von Fake-Profilen 
und Trollen stammt. Die widerlichsten Kommentare von echten Menschen erscheinen auf X [ehemals 
Twitter], aber die schlimmsten Angriffe hinsichtlich des Umfangs und der Häufigkeit finden auf Facebook 
statt. […] Jedes Mal, wenn ich im Fernsehen auftrete oder ein Video meiner Rede im Parlament geteilt wird, 
erhalte ich mehrere solcher E-Mails und private Nachrichten.“  – Befragte aus Tschechien 
 

„Die Angriffe nehmen in dem Moment zu, in dem bestimmte Politikerinnen von der Desinformationsszene ins 
Visier genommen werden. Sie teilen deine Inhalte in ihren Gruppen und dann bricht alles auf dich ein. Früher 
habe ich täglich mehrere Stunden damit verbracht, hasserfüllte Kommentare zu moderieren. Ich halte das 
für wichtig, damit meine Inhalte nicht anderswo ‚übernommen‘ werden, aber es schränkt mich zeitlich ein. 
Der Großteil der Aggressionen findet im Online-Raum statt. Diese Politiker*innen sagen dir nichts ins Gesicht, 
sie benehmen sich im Plenum, aber dann werfen sie dich in den sozialen Medien der Menge zum Fraß vor.“ 
– Befragte aus Tschechien 
 

„Wenn ich zum Beispiel etwas in den sozialen Medien poste, teilen sie es in einigen ihrer Trollgruppen, und 
dann strömen alle herbei und fangen an, diese Person zu beleidigen – es wirkt also manchmal so, als wäre 
das bis zu einem gewissen Grad koordiniert.“  – Befragte aus der Slowakei 
 

„Okay, also ich lese hier: Abschaum; faul; dumm; du bist eine Schande für die Slowakei; Soros Lakai; 
moralisch verdorbene Frau; erbärmliches Wesen; du bist eine jammernde Fotze; Gesindel; liberaler Scheiß; 
Krebs; was für ein Monster ist das; du redest nur Scheiße; und außerdem eine Horde Affen; Abschaum; der 
Müll der Gesellschaft; Schimmel und eine Blase auf der Nation; du hast keine Ahnung; wovon du redest; 
Schlampe; versteck dich irgendwo; Regenbogen-Scheiße; Scheiße-Emoji.“ – Befragte aus der Slowakei 

 
Abbildung 5: Erfahrungen mit verschiedenen Formen digitaler Gewalt in Tschechien, 
Ungarn, Irland und der Slowakei (in Prozent) 
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Abbildung 5 analysiert die Arten von Online-Gewalt, denen Politikerinnen der nationalen 
Parlamente in Tschechien, Ungarn, Irland und der Slowakei ausgesetzt sind, wobei der Fokus auf 
drei Kategorien liegt: in sozialen Netzwerken geteilte Fotos, hasserfüllte Inhalte/Drohungen in 
Kommentaren und hasserfüllte Inhalte/Drohungen, die über Direktnachrichten (DMs) empfangen 
wurden. 

Über alle Länder hinweg zeigt sich, dass das Erhalten von hasserfüllten Inhalten und Drohungen 
in Kommentaren die häufigste Form von Online-Gewalt darstellt. Die Slowakei verzeichnet mit 100 
Prozent den höchsten Wert, dicht gefolgt von Irland mit 94 Prozent, Tschechien mit 93 Prozent und 
Ungarn mit 91 Prozent. In der Länderstudie zu Deutschland zeigen sich ähnliche Trends. Dies 
deutet darauf hin, dass öffentlich zugängliche Online-Räume, etwa Kommentarbereiche, in allen 
fünf Ländern zu einem Hauptschauplatz für Missbrauch werden. 

Auch Erfahrungen mit hasserfüllten Inhalten und Drohungen in Direktnachrichten sind weit 
verbreitet, wenn auch insgesamt etwas seltener als bei öffentlich zugänglichen Kommentaren. Die 
Slowakei verzeichnet erneut die höchste Prävalenz mit etwa 96 Prozent, gefolgt von Ungarn mit 91 
Prozent und Tschechien mit 85 Prozent, während Irland mit rund 69 Prozent eine vergleichsweise 
niedrigere Rate aufweist. Auch in Deutschland gab eine Mehrheit der befragten Politikerinnen an, 
private Hassnachrichten, Beleidigungen oder Drohungen erhalten zu haben, beispielsweise per E-
Mail oder als Direktnachricht. Dies deutet darauf hin, dass private Kanäle zwar bedeutend für 
Anfeindungen sind, jedoch größere Unterschiede zwischen den Ländern bestehen. 

Das unbefugte Teilen von Fotos in sozialen Netzwerken ist durchweg die Form der Online-Gewalt, 
die von den Befragten am seltensten gemeldet wird, obwohl sie dennoch einen nennenswerten 
Anteil betrifft. Ungarn verzeichnet mit 64 Prozent den höchsten Wert, gefolgt von der Slowakei mit 
56 Prozent, Irland mit 44 Prozent und Tschechien mit 34 Prozent. Einige der befragten deutschen 
Politikerinnen gaben ebenfalls an, bildbasierte digitale Gewalt erlebt zu haben, etwa den Erhalt 
unerwünschter Bilder von Genitalien. Zudem erlebte etwa jede dritte befragte Politikerin in 
Deutschland, dass Fotos von ihr mit erniedrigenden oder sexualisierten Konnotationen von 
anderen veröffentlicht wurden. Während bildbasierte Übergriffe seltener als textbasierte Formen 
der Belästigung vorzukommen scheinen, deuten die Daten darauf hin, dass sie nichtsdestotrotz ein 
erhebliches Problem darstellen. 

Insgesamt zeigen die Daten, dass textbasierte Belästigung, insbesondere in öffentlich 
zugänglichen Online-Räumen, die vorherrschende Form von Online-Gewalt ist, wobei auch private 
Nachrichten eine bedeutende Rolle spielen. Bildbasierte Übergriffe sind zwar weniger verbreitet, 
betreffen aber dennoch eine beträchtliche Anzahl von Befragten, was die Vielschichtigkeit von 
Online-Belästigung in allen fünf Ländern unterstreicht.  

Wie im Länderbericht zu Irland festgestellt wird:  

„Eine Politikerin gab an, dass die Formen des Missbrauchs, denen sie online ausgesetzt ist, ‚zu 
zahlreich sind, um sie im Detail zu beschreiben‘, sie reichten von sexistischen Kommentaren 
darüber, wie sie ihr politisches Amt erlangt habe, bis hin zu ‚als ignorant, dumm, korrupt, 
voreingenommen, dumm, Platzverschwendung, in der Regierung unerwünscht bezeichnet zu 
werden...‘“ und „Eine Abgeordnete äußerte die Ansicht, dass der private Charakter des Online-
Missbrauchs das Gefühl der Straffreiheit seitens der Täter*innen noch weiter verstärke.“  
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„Jemand hat sogar gefälschte pornografische Inhalte in meinem Namen erstellt“  – Befragte aus Ungarn 
 

„Morddrohungen in den Online-Medien: ‚Ich werde gehängt werden‘, ‚sie sollten uns vergewaltigen‘; das ist 
allen passiert.“  – Befragte aus Ungarn 
 

„Immer wenn ich etwas zu Gleichstellung oder Frauenthemen poste, hagelt es frauenfeindliche Kommentare. 
Ich lese die einfach nicht mehr.“  – Befragte aus Deutschland 
 

„[Ich habe] dauerhaft Penisbilder zugeschickt bekommen oder Dating-Anfragen erhalten. Unter Posts dann 
Kommentare zu meinem Aussehen erhalten oder unangemessene „Komplimente“ erhalten, wenn es um 
fachliche Posts ging.“ – Befragte aus Deutschland 

 

6.3 Sexualisierte Gewalt: Grenzüberschreitungen und Übergriffe 

Sexualisierte Gewalt umfasst sexuelle Belästigung (z. B. sexualisierte Bemerkungen oder Witze, 
sexualisierte Annäherungsversuche, unerwünschte Einladungen oder Berührungen) sowie 
sexualisierte bzw. sexuelle Gewalt (z. B. Nötigung zu sexuellen Handlungen, Aktivitäten oder 
Vergewaltigung). 

Abbildung 6 fasst die allgemeine Verbreitung sexualisierter Gewalt (in jeglicher Form) in 
Tschechien, Ungarn, Irland und der Slowakei zusammen und zeigt deutliche Unterschiede bei den 
gemeldeten Erfahrungen zwischen den vier Ländern.  

 
Abbildung 6: Verbreitung sexualisierter Gewalt (jeglicher Art) in Tschechien, Ungarn, 
Irland und der Slowakei (in Prozent) 
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Auch hier verzeichnet Ungarn mit Abstand die höchste Prävalenz: 91 Prozent der dort Befragten 
gaben an, Erfahrungen mit sexualisierter Gewalt gemacht zu haben. Dies deutet auf eine nahezu 
universelle Erfahrung mit sexualisierter Gewalt unter den Befragten hin. Irland folgt mit einer 
deutlich niedrigeren, wenn auch immer noch hohen Rate von 69 Prozent, demnach haben immer 
noch mehr als zwei Drittel der Befragten von irgendeiner Form von sexualisierter Gewalt berichtet. 
Die Slowakei verzeichnet mit 52 Prozent, also etwas mehr als der Hälfte, einen etwas niedrigeren 
Wert. Tschechien weist mit 39 Prozent die niedrigste Prävalenz auf, was jedoch immer noch einen 
beträchtlichen Anteil der Befragten darstellt. Die Erhebung in Deutschland deutet darauf hin, dass 
ein frauenfeindliches Klima, geprägt von sexueller Belästigung und sexualisierten Drohungen, ein 
wiederkehrendes Merkmal des politischen Alltags der befragten Politikerinnen ist. Bei 
Abgeordneten unter 40 Jahren haben in Deutschland sogar mehr als zwei Drittel der Befragten 
sexuelle Belästigung erlebt. 

Insgesamt zeigen die Daten, dass sexualisierte Gewalt in allen Ländern ein weit verbreitetes 
Problem ist, mit besonders hoher Prävalenz in Ungarn und Irland. Die Unterschiede zwischen den 
Ländern könnten auf Unterschiede im sozialen Kontext, in der Meldepraxis, im Bewusstsein oder 
in den gelebten Erfahrungen hindeuten, doch in allen Fällen offenbaren die Zahlen ein erhebliches 
und besorgniserregendes Ausmaß an sexualisierter Gewalt gegenüber Politikerinnen. Die 
Erfahrungen der Frauen kamen in Interviews und Umfrageantworten entsprechend zum Ausdruck: 

„Ich wehre mich, aber ich nehme es einfach nicht mehr wahr. Leider habe ich mich so daran gewöhnt, dass 
ich mich nicht mehr damit auseinandersetze. Oder manchmal reagiere ich darauf, indem ich noch härter bin 
als die betreffende Person. (…) [Ein Kollege, der ebenfalls Abgeordneter ist] hat mich unter meinem Shirt 
berührt und eine Ohrfeige bekommen.“ – Befragte aus Tschechien 
 

„Dann gibt es Dutzende von Nachrichten wie: ‚Ich werde dich sowieso eines Tages ficken, ich weiß, dass du 
eine Hure bist.‘ “  – Befragte aus Tschechien 
 

„Es ist mir schon ein paar Mal passiert, dass ich irgendjemanden auf einer Dienstreise kennengelernt habe 
und dieser Typ dann angefangen hat, mir unangemessene Nachrichten zu schicken – vielleicht haben sie 
ganz harmlos angefangen, aber sie eskalierten wirklich zu Belästigung, bis hin zu dem Punkt, an dem mir 
sogar unangemessene Fotos von seinen Genitalien und solche Sachen geschickt wurden. Ich glaube, das 
ist mir dreimal passiert.“  – Befragte aus der Slowakei 
 

„Unerwünschte Kommentare zu meinem Aussehen, was tatsächlich regelmäßig passierte, jedes Mal, wenn 
wir uns trafen [...] fing er an, mir zu sagen, wie sexy ich in irgendeinem Video aussähe [...]“.                                                
– Befragte aus der Slowakei 

 

Abbildung 7 schlüsselt die Erfahrungen mit zwei Formen sexualisierter Gewalt auf – sexuelle 
Belästigung und erzwungene sexuelle Handlungen bzw. Geschlechtsverkehr. 
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Abbildung 7: Erfahrungen mit sexueller Belästigung und Vergewaltigung in 
Tschechien, Ungarn, Irland und der Slowakei (in Prozent) 
 

 

 

Sexuelle Belästigung wird in allen Ländern deutlich häufiger gemeldet als erzwungene sexuelle 
Handlungen. Ungarn meldet als einziges Land Erfahrungen mit erzwungenen sexuellen 
Handlungen/Geschlechtsverkehr mit einer Quote von 9 Prozent. Insgesamt verzeichnet Ungarn 
ebenfalls die höchste Prävalenz sexueller Belästigung: 82 Prozent der Befragten haben solche 
Erfahrungen in der Befragung offengelegt. In Irland waren 69 Prozent, in der Slowakei mit 52 
Prozent und in Tschechien mit 39 Prozent betroffen. In Deutschland gab nahezu die Hälfte der 
Politikerinnen, die diese Frage beantworteten, an, dass sie in ihrer Rolle als Mandatsträgerinnen 
Verhaltensweisen erlebt haben, die sie selbst als sexuelle Belästigung empfanden. 

Der deutliche Unterschied zwischen den beiden Kategorien deutet darauf hin, dass sexuelle 
Belästigung zwar in unterschiedlichem Ausmaß weit verbreitet zu sein scheint, Erfahrungen mit 
erzwungenen sexuellen Handlungen jedoch entweder deutlich seltener vorkommen, zu selten 
offengelegt oder in den fünf Ländern nicht auf die gleiche Weise erfasst werden. 

Insgesamt lassen die Daten zwei wesentliche Trends erkennen: Erstens, dass sexuelle Belästigung 
in allen fünf Ländern ein weit verbreitetes Problem ist, wenn auch mit deutlichen nationalen 
Unterschieden; und zweitens, dass Berichte über schwerwiegendere Formen sexualisierter Gewalt 
in diesem Datensatz nur selten vorkommen, wobei sich Daten aus Ungarn erneut leicht von den 
anderen Ländern unterscheiden. 

„Sie sagten, ich sollte vergewaltigt werden…“; „Ich sei eine Hure.“  – Befragte aus Ungarn 
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„Auf Instagram bekomme ich regelmäßig Bilder von männlichen Genitalien geschickt.“                                                           
– Befragte aus Ungarn 
 

„Das ist so normal – es kann sich um subtile Anspielungen, unerwünschte Berührungen oder Kommentare 
zum Aussehen handeln.“   – Befragte aus Irland 
 

„Eine Kultur ‚lausbubenhaften‘ Verhaltens mit sexistischen Kommentaren … [die] … mittlerweile einfach 
durchweg als inakzeptabel angesehen werden sollte.“  – Befragte aus Irland 
 

„[...] auch ein Fraktionskollege hat sich mir gegenüber sexistisch geäußert, z. B. sagte er, als er etwas 
Herabgefallenes vom Boden aufhob neben mir, dass es von meinem Rock abhänge, ob er es schaffe, nicht 
darunter zu gucken.“  –  Befragte aus Deutschland 

 

6.4 Ökonomische Gewalt: Mittelverweigerung, Zerstörung und Ressourcenentzug 

 

Ökonomische Gewalt wird im Diskurs über politische und geschlechtsbasierte Gewalt häufig als 
sekundäres Phänomen behandelt: weniger sichtbar, weniger wahrscheinlich, dass sie öffentliche 
Aufmerksamkeit erregt, und zumeist schwerer nachzuweisen als körperliche Übergriffe oder 
Online-Belästigung. Es überrascht daher nicht, dass dies auf der Grundlage der Vergleichsdaten 
die am wenigsten verbreitete der fünf untersuchten Gewaltformen ist – Abbildung 1 zeigt, dass 30,5 
Prozent der Befragten davon betroffen waren, verglichen mit 96,8 Prozent bei Online-Gewalt, 87,4 
Prozent bei psychischer Gewalt, 53,7 Prozent bei sexualisierter Gewalt und 33,7 Prozent bei 
körperlicher Gewalt. Doch diese niedrige Zahl täuscht. Die politischen Folgen wirtschaftlicher 
Gewalt unterscheiden sich qualitativ von anderen Formen: Während psychische oder Online-
Gewalt in erster Linie die Person schädigt, untergräbt finanzielle und auf die Ressourcen 
abzielende Gewalt unmittelbar die Voraussetzungen für die Ausübung eines parlamentarischen 
Mandats.  

Eine Abgeordnete, der das Wort verweigert wird, die keinen Zugang zu Daten hat, die keine 
Wahlkampfmittel erhält, auf die sie Anspruch hat, oder deren Wahlkreisbüro verwüstet wird, erleidet 
nicht nur einen Schaden an ihrer Würde, sondern auch an ihrer repräsentativen Funktion. In diesem 
Sinne ist ökonomische Gewalt eines der wirksamsten Instrumente politischer Ausgrenzung: Sie 
schränkt leise, aber beharrlich den Handlungsspielraum von Parlamentarierinnen ein und erzeugt 
eine Verwundbarkeit, die ihre Widerstandsfähigkeit gegenüber allen anderen Formen von Gewalt 
verringert. 
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Abbildung 8 zeigt die Prävalenzdaten für die vier im Vergleich berücksichtigten Länder 
(Tschechien, Ungarn, Irland und die Slowakei) und offenbart deutliche Unterschiede. Ungarn sticht 
mit einem Vorkommen von 55 Prozent hervor – der Anteil der Betroffenen ist fast doppelt so hoch 
wie in der Slowakei, wo 30 Prozent von ökonomischer Gewalt berichteten und fällt mehr als doppelt 
so hoch aus wie in Tschechien (27 %) und Irland (25 %). Obwohl die Ergebnisse aus Deutschland 
nicht repräsentativ sind und sich fast ausschließlich auf Vandalismus beziehen, war dort etwa jede 
dritte befragte Bundestagsabgeordnete mit Angriffen auf ihr berufliches Eigentum und ihre 
Ressourcen konfrontiert. 

 
Abbildung 8: Prävalenz ökonomischer Gewalt (in jeglicher Form) in Tschechien, 
Ungarn, Irland und der Slowakei (in Prozent) 
 

 

  
Die Verteilung unter den repräsentativeren Ergebnissen selbst verlangt nach einer Interpretation: 
Die höchste Prävalenz findet sich nicht in dem Land, das die meisten Frauen ins Parlament 
entsendet, sondern in dem mit den am stärksten konzentrierten institutionellen Machtstrukturen. 
Ökonomische Gewalt begleitet politische Ungleichheit nicht nur – sie erzeugt sie in erheblichem 
Maße. 

Abbildung 9 schärft das Bild durch eine Aufschlüsselung nach Untertypen nach, indem sie 
Aufschluss über nuancierte Aspekte des Phänomenbereichs gibt. Dazu wurden drei Unterformen 
erfasst: die Verweigerung finanzieller Ressourcen, die Verweigerung parlamentarischer 
Ressourcen sowie die Beschädigung oder Zerstörung von Eigentum.  
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Abbildung 9: Erfahrungen mit verschiedenen Formen ökonomischer Gewalt in 
Tschechien, Ungarn, Irland und der Slowakei (in Prozent) 
 

 

 

Aus den Daten lassen sich zwei qualitativ unterschiedliche Mechanismen ableiten, die nach 
unterschiedlichen Logiken funktionieren: Der Erste ist der institutionelle Ressourcenentzug, also 
die absichtliche Einschränkung oder Verweigerung des Zugangs zu parlamentarischen und 
parteiinternen Ressourcen. Diese Form ist in Ungarn am ausgeprägtesten: 55 Prozent der 
Befragten erlebten die Verweigerung finanzieller Ressourcen, und 64 Prozent erlebten sogar die 
Verweigerung parlamentarischer Ressourcen, die ihnen zustanden. Diese Zahlen liegen weit über 
denen anderer Länder – aus Tschechien werden bei der Verweigerung finanzieller Ressourcen 5 
Prozent und bei der Verweigerung parlamentarischer Ressourcen keine Prävalenzen gemeldet. 
Aus Irland wurde von keiner der beiden Formen berichtet. In der Slowakei kam der Entzug 
institutioneller Ressourcen bei den Betroffenen zwar vor, jedoch in geringerem Ausmaß: 7 Prozent 
der Befragten erlebten die Verweigerung finanzieller Ressourcen und 11 Prozent die Verweigerung 
parlamentarischer Ressourcen. Die qualitativen Interviews verdeutlichten hier zudem, dass dies in 
Ungarn nicht zufällig oder beiläufig geschieht, sondern gezielt und koordiniert: So wurde den 
Betroffenen Zugang zu Redezeit im Parlament verweigert, Datenanfragen behindert, Gehälter für 
Mitarbeitende einbehalten sowie Ausschussposten und Medienzugang systematisch verweigert. 
Diese Vorkommnisse schaffen Bedingungen, unter denen die Ausübung des Mandats für 
Abgeordnete nahezu unmöglich wird. 

„Sie haben mir nicht erlaubt, im Parlament zu sprechen; sie haben Datenanfragen unmöglich gemacht. 
Außerdem haben sie die Gehälter meiner Mitarbeitenden einbehalten. Das war bereits Erpressung und 
Druck.“ – Befragte aus Ungarn 

 

 

5

55

0

7

0

64

0

11

24

55

25

15

0

10

20

30

40

50

60

70

Tschechien Ungarn Irland Slowakei

Verweigerung finanzieller Ressourcen Verweigerung parlamentarischer Ressourcen

Schädigung/Zerstörung von Eigentum



Seite 22 von 38 

 

Der Entzug institutioneller Ressourcen in der Slowakei – wenn auch in geringerem Umfang – zeigt 
sich in ebenso aufschlussreichen Fällen. Einer der anschaulichsten betrifft eine Abgeordnete, die 
daran gehindert wurde, mit einer Delegation zu einer Plenarsitzung der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates zu reisen – unter prozeduralen Vorwänden, die für andere 
Mitglieder nicht galten. Dieser Fall zeigt genau, wie institutionelle Regeln zu Instrumenten der 
Ausgrenzung werden können, wenn sie selektiv und auf der Grundlage des Geschlechts 
angewendet werden. 

„Meine Dienstreise wurde wiederholt mit der Begründung abgelehnt, dass man nicht wolle, dass eine 
Abgeordnete der Opposition alleine reist, und dass Abgeordnete der Koalition im Parlament bleiben 
müssten.“ – Befragte aus der Slowakei 

 

Das aus Deutschland verfügbare qualitative Material – das aufgrund seiner fragebogenbasierten 
Methodik und der geringen Rücklaufquote statistisch nicht repräsentativ ist und daher nicht in den 
Vergleichstabellen erscheint – dokumentiert eine subtilere und weniger sichtbare Form der 
institutionellen Ressourcenverweigerung. Hier wurde von der ungleichen Verteilung von 
Kommunikationsressourcen innerhalb der Öffentlichkeitsarbeit durch die Fraktionen berichtet, 
welche die politische Sichtbarkeit bestimmter Parlamentarierinnen systematisch verringert, ohne 
formell gegen irgendwelche Regeln zu verstoßen: 

„Ich habe deutlich weniger Unterstützung durch die Fraktions-Öffentlichkeitsarbeit erhalten als viele andere, 
z. B. Weiterverteilung von Pressemitteilungen auf den Fraktionskanälen, Verbreitung von Rede-Zitaten oder 
Ähnliches.“ – Befragte aus Deutschland 
 

Der zweite Mechanismus ist Gewalt gegen (berufliches) Eigentum: Dabei wird die physische 
Infrastruktur der parlamentarischen Präsenz – Büros, Wahlkampfmaterialien, Plakate, Fahrzeuge 
– zerstörerischen Handlungen ausgesetzt. Solche Angriffe schränken zum Teil den Zugang zu 
Ressourcen indirekt ein, erschweren die materiellen Bedingungen der politischen Arbeit und 
erhöhen durch ihre abschreckende Wirkung die persönliche und finanzielle Belastung, die mit der 
Aufrechterhaltung einer politischen Präsenz verbunden ist. Den Daten zufolge ist diese Form in 
jedem untersuchten Kontext vorhanden – und in Ungarn ist sie ebenso gravierend wie der Entzug 
institutioneller Ressourcen: 55 Prozent der ungarischen Befragten erlebten Sachbeschädigung 
oder -Zerstörung, der höchste Wert unter allen untersuchten Ländern und auf einer Stufe mit dem 
Anteil derer, die von Verweigerung finanzieller Ressourcen berichteten. Ungarn ist somit das 
einzige Land, in dem beide Mechanismen gleichzeitig mit hoher Intensität wirken und systematisch 
sowohl die institutionellen Bedingungen für die Ausübung des Mandats als auch die physische 
Infrastruktur der repräsentativen Arbeit untergraben. 

In Tschechien (24 %) und Irland (25 %) ist Gewalt gegen Eigentum ähnlich ausgeprägt, jedoch ist 
dies die einzige vorhandene Form – der Entzug institutioneller Ressourcen fehlt fast vollständig. In 
der Slowakei kommt weniger Sachbeschädigung vor (15 %), sie tritt jedoch neben der Entziehung 
institutioneller Ressourcen auf.  

Eine wesentliche Erkenntnis im Ländervergleich ist, dass sich Gewalt gegen Eigentum als ein 
länderübergreifendes Phänomen und Muster zeigt, wobei die Verweigerung oder Entziehung 
institutioneller Ressourcen stark kontextabhängig und in Ungarn außergewöhnlich gravierend ist. 
Es ist kein Zufall, dass Handlungen gegen Eigentum gehäuft während Wahlkampfphasen auftreten: 
Der Wahlkampf ist der Moment, in dem Kandidatinnen im öffentlichen Raum am präsentesten sind 
und damit am stärksten Angriffen auf die materiellen Attribute ihrer politischen Präsenz ausgesetzt 
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sind. Die tschechischen Interviews liefern ein besonders detailliertes Bild dieser Dynamik – von der 
Beschädigung von Wahlplakaten über den Austausch von Schlössern und 
Fahrzeugbeschädigungen bis hin zur absichtlichen und intern organisierten Verweigerung von 
Wahlkampfgeldern: 

„Während des Wahlkampfs haben sie Schlösser zerstört, Banner zerschnitten und Gesichter auf 
Plakatwänden zerkratzt.“ – Befragte aus Tschechien 
 

„Mir wurde die Wahlkampfunterstützung verweigert. Unser Parteivorsitzender hatte große Angst, dass ich ihn 
überholen könnte, also floss die gesamte Unterstützung an ihn und alle finanziellen Mittel wurden zur 
Förderung seiner eigenen Webseiten verwendet. [...] Glücklicherweise hatte ich eine starke Präsenz in den 
sozialen Medien, sodass ich nicht auf Wahlkampfunterstützung angewiesen war, aber passiert ist das 
trotzdem.“  – Befragte aus Tschechien 

In Deutschland tritt Gewalt gegen Eigentum ebenfalls in schwerwiegender Form auf: Fast jede dritte 
Befragte berichtete von Schäden an ihren Wahlkreisbüros, darunter ein Fall von Brandstiftung, 
sowie zerbrochene/zerschlagene Fenster, Graffiti und sogar Hakenkreuze als Schmierereien. Auch 
Wahlkampfmaterialien wie Plakate wurden Ziele von vandalistischen Angriffen. Zwar liegen für 
Irland aufgrund einer abweichenden Erfassung der Ergebnisse keine direkten Zitate einzelner 
Personen vor, der irische Länderbericht hält jedoch in aggregierter Form fest, dass 
Parlamentarierinnen ebenfalls den Diebstahl von Wahlplakaten und Beschädigungen an ihren 
Wahlkreisbüros erlebten. 

Die beiden Mechanismen – Entzug institutioneller Ressourcen und Gewalt gegen Eigentum – 
folgen unterschiedlichen Logiken, dienen aber letztlich demselben Zweck: die politische Präsenz 
von Abgeordneten zu erschweren, weniger sichtbar und weniger wirksam zu machen. 
Ökonomische Gewalt fungiert somit als eines der strukturellen Instrumente geschlechtsspezifischer 
politischer Ausgrenzung – nicht als eine Reihe einzelner Vorfälle, sondern als die nachhaltige 
Schaffung von Bedingungen, unter denen die materiellen Voraussetzungen für eine 
gleichberechtigte politische Teilhabe regelmäßig untergraben werden.      

 

6.5 Körperliche Gewalt: Sicherheit und Unversehrtheit 

 

Körperliche Gewalt nimmt in der Literatur zu geschlechtsspezifischer politischer Gewalt einen 
besonderen Stellenwert ein. Gesetzlich betrachtet besteht hier am stärksten Raum für 
Sanktionierung und diese Form der Gewalt wird von der Öffentlichkeit am ehesten als Gewalt 
anerkannt – dennoch kommt sie unter den fünf untersuchten Kategorien von Gewalt weniger häufig 
vor als die meisten anderen Kategorien. Abbildung 1 zeigt, dass 33,7 Prozent der Befragten davon 
betroffen waren: Der zweitniedrigste Wert nach ökonomischer Gewalt (30,5 %) bleibt weit hinter 
digitaler Gewalt (96,8 %) und psychischer Gewalt (87,4 %) zurück. Doch dieser niedrige Wert ist 
irreführend bzw. bedarf einer Erklärung.  

Die politische Funktion körperlicher Gewalt liegt nicht in erster Linie in der direkten Schädigung, 
sondern in der Abschreckung. Ein umgestürzter Wahlkampftisch, eine Drohung mit einer Waffe 
oder ein Stoß im öffentlichen Raum reichen weit über die betroffene Person hinaus: Sie senden 
eine Botschaft an jede Frau, die in der Politik bleibt oder einen Einstieg in die Politik erwägt.                      
In diesem Sinne lässt sich die Wirkung körperlicher Gewalt nicht allein anhand von Prävalenzdaten 
messen – sie zeigt sich im Verhalten derjenigen, die sie nie erlebt haben, aber fürchten. 
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Abbildung 10 zeigt die Prävalenzdaten für Tschechien, Ungarn, Irland und die Slowakei und 
offenbart die größten Unterschiede zwischen den untersuchten Ländern. Tschechien verzeichnet 
mit 17 Prozent den niedrigsten Wert, gefolgt von der Slowakei mit 37 Prozent, Irland mit 50 Prozent 
und Ungarn sticht mit 64 Prozent hervor. 

 

Abbildung 10: Vorkommen körperlicher Gewalt (in jeglicher Form) in Tschechien, 
Ungarn, Irland und der Slowakei (in Prozent) 
 

 

    

Diese große länderübergreifende Variation ist an sich schon ein analytisches Ergebnis: Körperliche 
Gewalt ist die Form, die am stärksten von der politischen Kultur jedes Landes, der Struktur des 
öffentlichen Raums und dem Grad der institutionellen Toleranz gegenüber Gewalt gegen weibliche 
Abgeordnete beeinflusst wird. 

Abbildung 11 gibt weitere Einblicke durch die Aufschlüsselung nach Untertypen: direkte körperliche 
Übergriffe (wie etwa Schubsen, Schlagen, Stoßen), Drohungen mit einer Waffe und Einschränkung 
der Bewegungsfreiheit (Freiheitsberaubung, Entführung). 
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Abbildung 11: Erfahrungen mit verschiedenen Formen körperlicher Gewalt in 
Tschechien, Ungarn, Irland und der Slowakei (in Prozent) 
 

 

 

Aus der Verteilung der Untertypen lassen sich zwei unterschiedliche Muster erkennen. Zum einen 
erleben Politikerinnen direkte körperliche Gewalt, etwa wenn sie als Person im öffentlichen Raum 
konfrontiert werden, bei Wahlkampfveranstaltungen oder in der Nähe des Parlamentsgebäudes. 
Direkte körperliche Gewalt, etwa durch Ohrfeigen, Schläge, Stoßen und Schubsen ist in Ungarn 
außergewöhnlich hoch – 55 Prozent der Befragten haben diese Art von Gewalt erlebt. Dies übertrifft 
die Prävalenzen in den anderen untersuchten Ländern bei Weitem (Tschechien: 7 %, Irland: 6 %, 
Slowakei: 11 % und vermutlich auch Deutschland, wo von der vergleichsweise geringen Anzahl an 
Befragten nur ein Vorfall mitgeteilt wurde). Die qualitativen Interviews deuten darauf hin, dass diese 
Vorfälle typischerweise während Wahlkampfphasen auftreten, oft als direkter Angriff auf die 
Ausübung politischer Präsenz: Gewalt an Unterschriften- und Infoständen, bei Veranstaltungen und 
allgemein im öffentlichen Raum, die auf die ungehinderte Ausübung repräsentativer Arbeit abzielt. 

„Während der Unterschriftensammlung haben sie meinen Tisch umgeworfen und mich angeschrien; ich 
wurde auch an einem öffentlichen Ort angespuckt.“ – Befragte aus Ungarn 

  

In Tschechien sind direkte körperliche Zwischenfälle seltener (7 %), werden jedoch ebenfalls durch 
das dortige Projekt-Team dokumentiert. Bezeichnenderweise werden diese Fälle fast ausnahmslos 
nicht gemeldet – teils, weil das Sicherheitspersonal und -Behörden nicht angemessen reagierten, 
teils, weil die Politikerinnen selbst sie nicht für meldewürdig hielten. 

„Jemand hat eine Airsoft-Granate auf mich geworfen. Wir haben den Vorfall nicht bei der Polizei gemeldet. 
Es war Sicherheitspersonal vor Ort, aber das reagierte später als ich – im Grunde hat es das ignoriert.“                     
– Befragte aus Tschechien 
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„Während des Wahlkampfs warfen sie Dinge nach mir – Tomaten, zerknülltes Papier. Am Stand stieß 
manchmal jemand absichtlich gegen mich.“ – Befragte aus Tschechien 

 

Zum anderen lassen sich waffenbezogene Drohungen und Morddrohungen separat festhalten: 
Gewalt, die nicht unbedingt physisch zum Vollzug kommt, aber durch ihren organisierten Charakter 
und ihre Schwere tiefere Ängste hervorruft als ein direkter Angriff. Die Slowakei sticht bei dieser 
Form am deutlichsten hervor: 37 Prozent der Befragten erhielten waffenbezogene oder 
Morddrohungen, vor allem Drohungen, mit einer Schusswaffe oder einer Bombe getötet zu werden. 
Das slowakische Material dokumentiert zudem eine Massenmail mit Drohinhalt, die an alle 
Wohnsitze von Oppositionsabgeordneten verschickt wurde und mit Bomben drohte. Die Polizei 
durchsuchte daraufhin die betroffenen Häuser. 

„Es gibt auch Drohungen wie: ‚Wenn du nach [Stadt] kommst, werde ich auf dich warten und dich erwürgen.‘“  
– Befragte aus der Slowakei 

 

In Irland sind waffenbezogene Drohungen ebenfalls zahlreich (31 %), und das qualitative Material 
dokumentiert äußerst schwerwiegende Fälle: Es wurde von Drohungen mit einer Pistole, einem 
Seil und sogar einer Guillotine berichtet. Besonders besorgniserregend ist, dass die mit der 
Guillotine bedrohte Politikerin dies nicht einmal gemeldet hat – eines der direktesten Beispiele für 
die Normalisierung von Gewalt und die steigende Schwelle, die Betroffene bei der Meldung und 
Strafverfolgung empfinden. 

„Mir wurde mit dem Tod gedroht – sie sagten mir, es gäbe ein Seil für meinen Hals“ – Befragte aus Irland 

 

Einschränkungen der Bewegungsfreiheit, wie z. B. Freiheitsentzug oder die Unmöglichkeit, einen 
Ort zu verlassen, tauchen als nennenswerte Kategorie nur in Irland auf (13 %), wo weibliche 
Abgeordnete aufgrund des Drucks einer feindseligen Menschenmenge nicht in der Lage waren, 
eine öffentliche Veranstaltung zu verlassen. Ähnliche, wenn auch anekdotische Vorfälle werden 
jedoch auch in der deutschen Studie berichtet: Eine Abgeordnete beschreibt, wie gewalttätige 
Demonstranten rund um den Bundestag wochenlang ihren Tagesablauf beeinträchtigten, indem 
sie ihre Laufwege ändern und Umwege fahren musste, um Konfrontationen zu vermeiden. Eine 
andere Abgeordnete in Deutschland fühlte sich durch einen Fahrer, der vom Fahrdienst des 
Parlaments gestellt wurde, gefährdet. Der Fahrer fuhr rücksichtslos, obwohl er von der 
Abgeordneten gebeten worden war, vorsichtig zu sein, und bereitete der Parlamentarierin verbal 
Unbehagen, während sie auf dem Rücksitz des Fahrzeugs auf ihn angewiesen und ihm ausgeliefert 
war: 

„Vom Fahrdienst habe ich in einer Nacht einen Fahrer gehabt, der mich voll zugeredet hat und zunehmend 
gegruselt hat. Konkret: mit komischen Aussagen zu seinem Privatleben, seiner Ex und wenn sie sterben 
würde, dann würde er für sie bis zuletzt da sein, er würde Erfahrung im Rettungsdienst haben und Oberkörper 
schon mal durchgeschnitten haben... dabei ist er ohne Hände auf dem Lenker gefahren und trotz meiner 
Anmerkung und Bitte, die Hände auf dem Lenker zu halten, hat er mir erklärt, dass er ein Profi wäre.“                           
– Befragte aus Deutschland 

 

 



Seite 27 von 38 

 

Das aus Deutschland verfügbare qualitative Material – das aufgrund der nicht repräsentativen 
Rücklaufquote nicht in den Vergleichstabellen erscheint – dokumentiert einen direkten körperlichen 
Angriff auf eine weibliche Abgeordnete im öffentlichen Raum durch einen Teilnehmer einer 
rechtsextremen Kundgebung.  

„Ich wurde einmal von einem Mann (Teilnehmer einer rechtsextremen Kundgebung) von hinten 
angesprungen und in die Kniekehlen getreten, als ich mich gerade wartend an einem Straßenübergang 
befand – ich wäre um ein Haar auf die Straße und in den Straßenverkehr gestürzt und hatte mir nur deshalb 
nicht ernsthaft wehgetan, weil der Angreifer beim Tritt gegen mein Bein davon abrutschte.“                                                 
– Befragte aus Deutschland 

 

Besonders jüngere Bundestagspolitikerinnen unter 40 Jahren erlebten Bedrohungen mit Waffen 
besonders häufig: Etwa jede dritte Befragte in Deutschland berichtete von einer solchen Erfahrung. 

Zwischen den vier statistisch vergleichbaren Ländern zeigen sich zum Teil erhebliche Unterschiede 
beim Vorkommen und in den Berichten über die verschiedenen Arten von physischer Gewalt. 
Ungarn stellt eine Ausnahme bei direkten körperlichen Übergriffen dar (55 %), während in den 
Vergleichsdaten keine Bedrohungen mit Waffen verzeichnet sind – was darauf hindeutet, dass 
körperliche Gewalt dort typischerweise als spontane, impulsgesteuerte Konfrontation auftritt und 
nicht als organisierte Einschüchterungsstrategie. In der Slowakei hingegen dominieren 
Bedrohungen mit Waffen und Todesdrohungen (37 %), und die massenhaften, koordinierten 
Drohbotschaften zeichnen ein Bild organisierter politischer Einschüchterung. Tschechien 
verzeichnet in allen Kategorien die niedrigsten Werte, obwohl es auch dort nicht an physischen 
Vorfällen während des Wahlkampfs mangelt. Irland weist – selbst unter Berücksichtigung 
methodischer Vorbehalte – das breiteste Spektrum an physischen Bedrohungen auf, wobei alle 
drei Subtypen vertreten sind. 

Zusammengenommen deuten diese Ergebnisse darauf hin, dass physische Gewalt nicht nur in 
ihrer Verbreitung, sondern auch in ihrer Art stark kontextabhängig ist: Sie spiegelt die politische 
Kultur jedes Landes, die Zusammensetzung der Täter*innen sowie das Ausmaß wider, in dem 
Gewalt gegen weibliche Abgeordnete im öffentlichen politischen Raum toleriert wird. Trotz ihrer 
geringen Gesamtverbreitung ist physische Gewalt die Form, deren bedrohlicher Schatten am 
weitesten reicht – und sogar diejenigen erreicht, die sie nie persönlich erleben. 

 

6.6 Meldeverhalten und Barrieren 

 

Die Melderate, also der Anteil der betroffenen Politikerinnen, die sich mit ihrer Erfahrung an eine 
zuständige Stelle gewandt haben, ist einer der aufschlussreichsten Indikatoren in der Forschung 
zu geschlechtsspezifischer politischer Gewalt. Sie misst nicht nur, dass eine betroffene Person 
etwas gemeldet hat, sondern auch, welche Vorfälle sie als lohnenswert, möglich und sicher erachtet 
hat. In diesem Sinne sind Meldedaten nicht bloß Verhaltensstatistiken: Sie sind indirekte 
Indikatoren für institutionelles Vertrauen, das Ausmaß der Normalisierung und die tatsächliche 
Zugänglichkeit verfügbarer Schutzmechanismen. Eine niedrige Melderate ist daher kein 
individuelles Versagen, sondern eine strukturelle Gegebenheit – der Punkt, an dem individuelle 
Erfahrungen und systemische institutionelle Mängel aufeinandertreffen. 
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Abbildung 12: Melderaten verschiedener Formen geschlechtsspezifischer Gewalt (in 
Prozent) 
 

 
 

Abbildung 12 vergleicht die Prävalenzdaten für die fünf Formen von Gewalt mit den tatsächlichen 
Melderaten. In drei Kategorien liegen die Melderaten dramatisch unter der erlebten Prävalenz. Die 
größte Diskrepanz zeigt sich bei sexualisierter Gewalt: Obwohl 53,7 Prozent der Befragten eine 
Form davon erlebt haben, meldeten nur 8 Prozent dies über einen formellen Kanal – die niedrigste 
Quote aller untersuchten Formen. Die höchste Melderate zeigt sich bei ökonomischer Gewalt, 
obwohl es sich um die am seltensten auftretende Form von Gewalt handelt: Von den 30,5 Prozent, 
die diese erlebt haben, ergriffen mehr als die Hälfte (52 %) irgendeine Form von Maßnahmen. Für 
körperliche Gewalt liegt die Melderate bei 40,6 Prozent, 45 Prozent der Betroffenen haben 
mindestens einen Vorfall psychischer Gewalt und 32 Prozent mindestens einen Vorfall von digitaler 
Gewalt gemeldet. 

Aus dieser Reihenfolge ergibt sich ein kontraintuitives, aber analytisch wichtiges Muster: Die am 
weitesten verbreiteten Formen werden am seltensten gemeldet, die seltensten hingegen am 
häufigsten. Online-Gewalt, die mit 96,8 Prozent die höchste Prävalenz aufweist, wird von nur 32 
Prozent der Betroffenen gemeldet, während wirtschaftliche Gewalt, die mit 30,5 Prozent am 
seltensten in der Erhebung mitgeteilt wurde, von 52 Prozent der Betroffenen mindestens einmal 
gemeldet wurde. Diese umgekehrte Beziehung deutet auf den Mechanismus der Normalisierung 
hin: Je alltäglicher eine Erfahrung ist, desto weniger wahrscheinlich ist es, dass die betroffene 
Person sie als meldewürdig empfindet. Regelmäßig eingehende Hassnachrichten im Internet, 
wiederkehrende sexistische Bemerkungen und anhaltender psychischer Druck werden nach und 
nach zum Hintergrundrauschen der politischen Arbeit – und genau aus diesem Grund rücken sie 
von der Schwelle meldenswerter Vorfälle ab. 
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6.7 Meldekanäle und institutionelle Strukturen 

 

Um die Melderaten zu verstehen, bedarf es eines Überblicks darüber, welche formellen und 
informellen Kanäle in den einzelnen Ländern zur Verfügung stehen und wie zugänglich, sicher und 
wirksam diese Kanäle aus der Perspektive der weiblichen Abgeordneten sind. 

Irland verfügt über das am besten ausgebaute Netzwerk an verfügbaren Kanälen. Bei körperlicher 
Gewalt und Morddrohungen wenden sich betroffene Abgeordnete in erster Linie an die Garda 
Siochana; bei schwerwiegenden Drohungen, bei denen jedoch kein körperlicher Schaden 
entstanden ist, sind leitende Parteimitarbeitende und die Personalabteilungen der Parteien die 
erste Anlaufstelle. Bei sexualisierter Gewalt stehen neben der Gardaí spezialisierte Hilfsdienste zur 
Verfügung. Bei Online-Inhalten werden die Plattformbetreiber benachrichtigt, manchmal parallel 
zur Polizei. Das irische Material ist das Einzige unter den fünf Ländern, das positive und wirksame 
Erfahrungen mit institutionellen Kanälen dokumentiert: Eine Abgeordnete empfand sowohl die 
Unterstützung durch die Garda als auch die Personalabteilung ihrer Partei als hilfreich; eine andere 
beschrieb positive Unterstützung durch ihre Partei als Reaktion auf sexistische Inhalte in sozialen 
Medien. Dies deutet darauf hin, dass institutionelle Kanäle, wo sie tatsächlich funktionieren, genutzt 
werden und als wirksam empfunden werden. Das irische Material hält diese Erfahrungen in Form 
einer narrativen Zusammenfassung fest, ohne direkte wörtliche Zitate. 

In der Slowakei sticht das Amt für den Schutz von Verfassungsträger*innen, angesiedelt im 
slowakischen Innenministerium, unter den formellen Kanälen durch seine positive Erfolgsbilanz 
hervor – es ist die einzige Institution, über die eine betroffene Abgeordnete eine eindeutig positive 
Bewertung abgab. 

„Aber ich muss sagen, dass ich beim Amt für den Schutz von Verfassungsträger*innen wirklich eine sehr, 
sehr gute Zusammenarbeit erlebt habe; ich bin einfach auf Menschen gestoßen, die einfach perfekt waren, 
wirklich perfekt, also muss ich zumindest aus dieser Sicht sagen, dass es großartig war.“                                                   
– Befragte aus der Slowakei 

 

Die Polizei wirkt zugänglich, doch das qualitative Material belegt, dass die Ergebnisse stark von 
der Haltung des Ermittlungspersonals abhängen – in mehreren Fällen wurden abweisende, 
herablassende oder fachlich unvorbereitete Reaktionen verzeichnet. Eine parteiinterne 
Meldestruktur existiert nur in einigen Parteien; innerhalb der Institutionen des Nationalrates der 
Slowakischen Republik gibt es weder einen Beschwerdemechanismus noch ein 
Untersuchungsverfahren speziell für geschlechtsbasierte Gewalt. 

In Tschechien sind die Polizei und die Betreiber von Online-Plattformen die primären formellen 
Kanäle. 

„Ich habe es der Polizei gemeldet. Es gibt im Grunde nichts anderes, was Sinn macht, denn das Sperren 
eines Profils löst in der Realität nichts.“  – Befragte aus Tschechien 

Weibliche Abgeordnete meiden bewusst parlamentarische institutionelle Kanäle – vor allem den 
Ausschuss für Mandat und Immunität –, wie das qualitative Material zeigt: Aufgrund der 
Transparenz und des politisierten Charakters des Verfahrens gelangen Fälle fast zwangsläufig an 
die Medien, was für die betroffene Person eine sekundäre Viktimisierung darstellt. Einige 
Politikerinnen nutzen kostenpflichtige Moderationstools auf Basis künstlicher Intelligenz, um 
Online-Belästigung zu bewältigen – eine individuelle, marktbasierte Lösung für ein strukturelles 
Problem, für das sie keinen institutionellen Schutz erhalten. 
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In Deutschland steht eine Reihe von Meldemöglichkeiten zur Verfügung, doch es gibt keinen 
institutionalisierten oder zentralisierten Mechanismus speziell für Politiker*innen und 
Amtsträger*innen. Die Polizei und die Staatsanwaltschaft sind die primären Wege, die von den 
Betroffenen genutzt werden; einige haben auch direkt das Bundeskriminalamt (BKA) informiert, z. 
B. durch die Übermittlung von Drohbriefen zur Prüfung. Innerhalb einiger Bundestagsfraktionen 
gibt es interne Verfahren: Vorfälle können dem Fraktionsvorsitz, speziell dafür zuständigen oder 
vertrauenswürdigen Kolleg*innen oder, in wenigen Fällen, sogar parteiinternen Ombudsstellen 
gemeldet werden. Das Vorhandensein solcher Mechanismen variiert jedoch stark von Partei zu 
Partei, und die Ergebnisse wurden von den betroffenen Frauen als unbefriedigend beschrieben, 
wie das folgende Beispiel verdeutlicht: 

„Als ich […] mich beschwerte, gab es […] weder eine öffentliche Kritik (also innerhalb der Fraktion öffentlich), 
noch bilateral dem Täter gegenüber [Konsequenzen] (wie ich erfuhr). […] Innerparteiliche Machtkämpfe 
gingen vor und der Mann hatte mächtige Unterstützende in der Partei.“  – Befragte aus Deutschland 

 

Beschwerdemechanismen auf den gängigen Online-Plattformen sind, wie in anderen Ländern, 
grundsätzlich vorhanden, die Reaktionen laufen aber oft automatisiert ab oder sind inkonsequent. 
Obwohl zentrale wie regionale Beratungsdienste im Allgemeinen verfügbar sind, ist eine eigens 
eingerichtete spezialisierte Verweisberatung Kommunalpolitiker*innen vorbehalten. Betroffene 
Personen müssen zudem häufig mehrere Anlaufstellen durchlaufen und oft eigene Zeit und 
finanzielle Mittel investieren, anstatt in einem zentralisierten Verfahren unterstützt und entlastet zu 
werden. 

In Ungarn nimmt die Frage der Meldekanäle eine besonders gravierende und spezifische Form an. 
Geschlechtsspezifische politische Gewalt erscheint im ungarischen Recht nicht als eigenständige 
Rechtskategorie, die Istanbul-Konvention wurde nicht ratifiziert, und institutionelle 
parlamentarische Schutzmechanismen fehlen. Wo die Institution selbst – das Parlament, die 
Fraktion, die Parteiführung – an der Gewalt beteiligt ist oder diese passiv ermöglicht, ist eine 
Meldung nicht nur wirkungslos, sondern im Grunde undenkbar: Es gibt kein neutrales internes 
Forum, an das sich die betroffene Person wenden kann. 

„Solange die Istanbul-Konvention nicht ratifiziert ist, macht es keinen Sinn, gesondert über den Schutz von 
Politikerinnen zu sprechen – das gesamte System ist mangelhaft. Wenn wir eine Sonderregelung nur für 
Politikerinnen einführen, könnte das nach hinten losgehen.“   – Befragte aus Ungarn 

 

6.8 Ein Kreislauf des Schweigens: Hürden, Resignation und die Normalisierung des 
Unerträglichen 

 

Die Gesamtmelderate von 8 Prozent für sexualisierte Gewalt verdeutlicht die Dynamik der 
Normalisierung am stärksten und spiegelt zugleich die Tabuisierung dieser Form 
geschlechtsbasierter Gewalt in der Politik wider. Die Daten aus Tschechien und Ungarn sind am 
auffälligsten: Von allen Abgeordneten, die sexuelle Belästigung erlebt haben, hat keine einzige eine 
formelle Beschwerde eingereicht – die Melderate liegt also bei null Prozent. Für die Slowakei fällt 
die Melderate höher aus (14 %), in Irland geben 20 Prozent der Betroffenen an, mindestens einen 
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Vorfall gemeldet zu haben. In allen Ländern weisen die Daten8 jedoch ein gemeinsames Merkmal 
auf: Sexualisierte Gewalt wird fast nie als meldenswert (oder aussichtsreich in der Verfolgung) 
wahrgenommen. Das qualitative Material in allen fünf Ländern identifiziert durchweg ähnliche 
Gründe dafür: Angst vor Stigmatisierung, das Machtgefälle zwischen Täter*innen und Betroffenen, 
das Fehlen formeller (inner-)parlamentarischer Beschwerdemechanismen und die weit verbreitete 
Überzeugung, dass eine Strafanzeige schwerwiegendere persönliche Folgen haben könnte als das 
Schweigen. 

„Das Problem ist die Schuldzuweisung an die Opfer. Gewalt – ob körperlich oder verbal – sollte nicht 
unterschätzt werden. Wenn man jemanden beschuldigt, ist man selbst gezwungen, sich zu verteidigen. Es 
ist, als hätte dich jemand niedergestochen und du müsstest beweisen, dass du es nicht provoziert hast.“            
– Befragte aus Tschechien 

 

Die Melderate für körperliche Gewalt (40,6 %) ist vergleichsweise höher – die irische Zahl sticht 
dabei besonders heraus: Unter den irischen Abgeordneten, die körperliche Gewalt erlebt haben, 
meldeten 80 Prozent dies den Gardaí oder leitenden Parteimitarbeiter*innen, was die höchste 
Melderate aller Länder und aller Formen von Gewalt in der Studie darstellt. Dies deutet darauf hin, 
dass körperliche Gewalt – direkte Körperverletzung, Bedrohung mit Waffen – sowohl von der 
betroffenen Person als auch von den Behörden am ehesten als ahndungswürdig verstanden wird. 
Ähnlich hohe Melderaten für ökonomische Gewalt in Tschechien (63,6 %), der Slowakei (63 %) 
und – basierend auf der Stichprobe – auch in Deutschland, obwohl die dort erhobenen Daten nicht 
repräsentativ sind, spiegeln die Tatsache wider, dass Sachbeschädigung als Straftat eindeutig 
identifizierbar ist und Beweise hinterlässt, die für polizeiliche Ermittlungen geeignet sind.9 

Doch die Bereitschaft zur Anzeige allein garantiert keine wirksame institutionelle Reaktion. Die 
Daten aus mehreren Ländern deuten darauf hin, dass die Kluft zwischen der Erstattung einer 
Anzeige und dem Ergreifen sinnvoller institutioneller Maßnahmen mindestens ebenso groß ist wie 
die Kluft zwischen dem Erleben von Gewalt und deren Anzeige. In der Slowakei belegt das 
qualitative Material, dass weibliche Abgeordnete, wenn sie Anzeige bei der Polizei erstatten, 
regelmäßig auf abweisende, herabwürdigende oder fachlich unvorbereitete Reaktionen stoßen – 
insbesondere bei Online-Gewalt und anonymen Drohungen, bei denen die Identifizierung der 
Tatpersonen fast nie gelingt. 
 

„Als ich es zuvor gemeldet habe, hatte der Ermittlungsbeamte eine sehr herablassende Haltung. Er merkte 
an, dass ich eine Person des öffentlichen Lebens sei und daher ein höheres Maß an Kritik ertragen müsse. 
So nannte er es – aus seiner Sicht waren Drohungen gegen meine Familie also Kritik. […] Seitdem habe ich 
das Vertrauen in die Polizei verloren und wende mich einfach nicht mehr an sie.“ – Befragte aus der Slowakei 
 

„Sie haben Schwierigkeiten, den Fall bei diesen verschiedenen Formen, sowohl bei Briefen als auch online, 
nachzuverfolgen. Sie fanden heraus, dass die Person eine E-Mail-Adresse nur zum Versenden der Drohung 
angelegt und diese dann wieder gelöscht hatte; als sie sich damit befassten, war sie also bereits gelöscht 
und sie konnten nichts Weiteres über die Tatperson herausfinden.“   – Befragte aus der Slowakei 

 

 
8 Siehe die einzelnen Länderberichte aus dem Projekt 3R unter https://padesatprocent.cz/en/datahub 
9 Ausführlichere Ergebnisse finden Sie in den einzelnen Länderberichten unter https://padesatprocent.cz/en/datahub 

 

https://padesatprocent.cz/en/datahub
https://padesatprocent.cz/en/datahub
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In Ungarn ist das Ausbleiben von Anzeigen nicht das Ergebnis individueller Entscheidungen, 
sondern der Systemstruktur. In der Endphase der Normalisierung empfindet die betroffene Person 
ihre Erfahrung nicht einmal mehr als anzeigenswert, da sie sie als Preis für politische Präsenz 
betrachtet. 

„Wer ins öffentliche Leben eintritt, muss alles ertragen.“ – Befragte aus Ungarn 

 

In Tschechien dokumentiert das qualitative Material die Erkenntnis aus der rückblickenden 
Reflexion: Betroffene Abgeordnete bedauern im Nachhinein manchmal, dass sie nicht gehandelt 
haben, sahen aber zum damaligen Zeitpunkt keinen Weg und keine realistische Aussicht auf Erfolg. 

„Heute weiß ich, dass ich es anders machen würde. [...] Damals sagte man mir, es sei sinnlos, die Tatperson 
zu bestrafen, und dass der Versuch, sie zu bestrafen, mich nur Geld kosten würde. Heute weiß ich, dass es 
wichtig ist, darüber zu sprechen und keine Angst zu haben, rechtliche Schritte einzuleiten.“                                              
– Befragte aus Tschechien 

 

Eine Abgeordnete in Deutschland berichtete, dass ein von ihr gemeldeter Vorfall nicht so ernst 
genommen wurde, wie sie es sich gewünscht hätte. Solche Reaktionen können die 
Schuldzuweisung gegenüber Betroffenen verstärken: Die Politikerin beschrieb, dass ihr damit 
suggeriert wurde, dass ihre Erfahrung unwichtig sei oder sie vielleicht sogar übertrieben reagiere, 
obwohl sie sich eine Prüfung hinsichtlich des eigenen Sachgehaltes wünschte:  

„Ich empfand [eine Verfahrenseinstellung, weil bereits wegen eines schwereren Vergehens ermittelt wurde] 
als direkte Botschaft an mich […], dass es einfach nicht wichtig sei, wenn mich jemand derart schlimm 
beleidigt. Ich fühlte mich nicht vom Rechtsstaat unterstützt, weder von der Polizei noch von der Justiz. Wenn 
jemand ein Auto klaut und außerdem eine schwere Körperverletzung begeht, wird ja auch nicht das Verfahren 
zum Autoklau eingestellt, nur weil die potenzielle Strafe für die Körperverletzung höher ist.“                                              
– Befragte aus Deutschland 

 

In Irland zeigen sich zwei weitere charakteristische Gründe für niedrige Melderaten: Mangel an Zeit 
und Energie sowie Misstrauen gegenüber den verfügbaren Meldekanälen für Online-Inhalte. 

„Ich hatte vor, die E-Mails weiterzuleiten, aber bin nie dazu gekommen.“ -Befragte aus Irland 
 

„Ich mache mir keine Mühe, etwas gegen die Online-Inhalte zu unternehmen, außer Kommentare zu 
deaktivieren und Nutzer*innen zu blockieren.“ – Befragte aus Irland. 

 

In Deutschland scheint die allgemeine Bereitschaft zur Anzeige bzw. Beratungsangebote 
wahrzunehmen höher zu sein als in den anderen untersuchten Ländern – die Mehrheit der 
Befragten, die Gewalt erlebt hat, wandte sich mindestens einmal an eine Anlaufstelle, insbesondere 
bei ökonomischer und psychischer Gewalt. In dem einen Fall von körperlicher Gewalt, der dem 
Forschungs-Team mitgeteilt wurde, war die Polizei bereits vor Ort, als sich der Vorfall ereignete 
und griff sofort ein. Die betroffene Politikerin weiß jedoch nicht, ob es Konsequenzen für den 
Angreifer gab; sie wurde offenbar nicht gefragt, ob sie Anzeige erstatten wolle.  

Obwohl eine Infrastruktur für allgemeine Meldungen vorhanden ist, ist die Wirksamkeit der 
Meldungen auch in Deutschland nicht selbstverständlich: So gelang es beispielsweise in keinem 
einzigen mitgeteilten Fall von Vandalismus an Büros oder Wahlkampfmaterialien, die Täter*innen 
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zu identifizieren, was mit der Zeit die Motivation zur Meldung untergräbt. Ähnlich wie bei den Daten 
aus Tschechien, der Slowakei, Ungarn und Irland wird sexualisierte Gewalt in Deutschland selten 
gemeldet. Die in der Umfrage offenbarten Vorfälle wiesen oft auf Kollegen und Vorgesetzte als 
Täter hin und legen nahe, dass, wenn überhaupt, eine interne Meldung bevorzugt wird, um das 
öffentliche Image der Partei (oder der involvierten Personen) nicht zu schädigen: 

„[...] Männliche Kollegen, oft schon seit vielen Jahren MdB oder sogar in Regierungsämtern, die zufällig ihre 
Hand auf dem Rücken eigentlich zu tief setzen, wenn sie sich als besonders galant zeigen wollen, ein 
Begrüßungskuss auf der Wange besonders leidenschaftlich verpasst wird, […] Frau lernt als junge MdB sehr 
schnell, du lässt das über dich ergehen und du willst auch kein Fass aufmachen, um nicht als ‚Zicke‘ 
abgestempelt zu werden.“    – Befragte aus Deutschland 

 

Hinter den Melderaten stehen keine zufälligen individuellen Entscheidungen, sondern erkennbare 
strukturelle Barrieren. Dazu gehören: Normalisierung als kognitiver Filter, der Gewalt zum 
Hintergrund der politischen Arbeit macht und sie aus dem Bereich meldepflichtiger Vorfälle 
ausschließt; Misstrauen gegenüber Behörden und internen institutionellen Kanälen; Sorge vor 
Reviktimisierung; die normative Erwartung einer höheren Toleranzschwelle für Personen des 
öffentlichen Lebens, die in der Slowakei von der Polizei selbst angewandt wird; das Fehlen 
formeller interner parlamentarischer Beschwerdemechanismen, das im qualitativen Material aus 
jedem untersuchten Land durchgängig hervorgehoben wird; und schließlich die auf Erfahrungen 
beruhende Überzeugung, dass Meldungen wirkungslos sind, was v.a. in Deutschland und der 
Slowakei zum Ausdruck kommt: 

„[...] Ich fühlte mich mit meinen Erfahrungen allein gelassen und ausgeliefert. Sowohl gegenüber sexistischen 
Mitgliedern der eigenen Fraktion (die Fälle waren weniger schwer, aber durch die Fraktionszugehörigkeit 
besonders unangenehm) als auch gegenüber frauenfeindlichen Angriffen, die von außerhalb des Parlaments 
kamen.“ – Befragte aus Deutschland 

 

Diese Hindernisse sind keine unabhängigen Faktoren, sondern bilden ein sich gegenseitig 
verstärkendes System. Niedrige Anzeigeraten tragen zur Straffreiheit der Täter*innen bei, was 
Gewalt weiter normalisiert, was wiederum die Bereitschaft zur Anzeige weiter verringert. Dieser 
sich selbst verstärkende Kreislauf ist einer der wichtigsten Gründe dafür, dass die Prävalenz 
geschlechtsspezifischer politischer Gewalt in allen untersuchten Formen hoch bleibt, während 
sinnvolle institutionelle Reaktionen in fast jedem Kontext hinter den Erwartungen zurückbleiben.  

  

6.9 Wirksamkeit bestehender Instrumente und Mechanismen 
 

Abbildung 13 veranschaulicht die Einschätzung der Befragten hinsichtlich der Frage, ob 
ausreichende Mechanismen und Instrumente vorhanden sind, um Belästigung, hasserfüllte 
Äußerungen und sexualisierte Gewalt gegen Politikerinnen aufzudecken und dagegen vorzugehen. 
Die Antworten deuten auf ein insgesamt starkes Misstrauen gegenüber den bestehenden 
Systemen hin. 
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Abbildung 13: Antworten auf die Frage: „Sind Sie der Meinung, dass es in Ihrem Land 
ausreichende Mechanismen und Instrumente gibt, um belästigende, hasserfüllte und 
sexualisierte Äußerungen oder Gewalt gegen Politikerinnen aufzudecken und 
dagegen vorzugehen?“ (in Prozent) 
 

 

 

Eine klare Mehrheit der Befragten äußert sich negativ. Der größte Anteil, 38 Prozent, antwortete 
auf die Frage mit „auf keinen Fall“, während weitere 35 Prozent mit „eher nicht“ antworteten. Das 
bedeutet, dass insgesamt 73 Prozent der Befragten die bestehenden Maßnahmen zur Aufdeckung 
und Bekämpfung der verschiedenen Formen von Gewalt gegen Politikerinnen für unzureichend 
halten. 

„Manchmal fehlt den Verantwortlichen der Wille dazu; manchmal fehlen ihnen die Ressourcen, zum Beispiel 
technische – es ist also eine Kombination aus beidem, dazu kommt noch die Tatsache, dass es davon 
abhängt, wer zum Beispiel das Ministerium leitet und wie die derzeit an der Spitze stehenden Politiker*innen 
kommunizieren – was sie sagen und wie sie es sagen –, und das beeinflusst sicherlich, wie die Menschen 
ihre Prioritäten setzen und so weiter.“ – Befragte aus der Slowakei 
 

Im Gegensatz dazu zeigte ein kleinerer Anteil Vertrauen in die derzeitigen Mechanismen: 23 
Prozent der Befragten antworteten mit „eher ja“ und nur 1 Prozent mit „ja, auf jeden Fall“. Eine 
kleine Minderheit von 3 Prozent gab an, dass sie es nicht wissen oder nicht beurteilen können. 

Insgesamt deuten die Ergebnisse darauf hin, dass die vorherrschende Meinung unter den 
Befragten lautet, dass die derzeitigen Instrumente und Mechanismen unzureichend sind, wobei nur 
eine Minderheit auch nur mäßiges Vertrauen äußerte. Dies weist auf einen klaren Bedarf an 
stärkeren, wirksameren Systemen hin, um Belästigung und Gewalt gegen Frauen in der Politik zu 
verhindern und darauf zu reagieren, wobei dem Online-Umfeld besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt werden muss. 
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„Ich bin ehrlich gesagt der Meinung, dass wir uns stärker auf die Sicherheit im Online-Bereich konzentrieren 
sollten. Ich verstehe die Meinungs- und Ausdrucksfreiheit vollkommen – das ist alles schön und gut –, aber 
andererseits denke ich einfach, dass wir soziale Medien in irgendeiner Form regulieren sollten; andernfalls 
sind dies keine Plattformen, die in einem politischen Kontext genutzt werden sollten.“                                                                 
– Befragte aus Tschechien 
 

Selbst in Irland, wo es ein gut ausgebautes Netz an Meldemöglichkeiten gibt, „weisen die 
Teilnehmerinnen auf eine wahrgenommene Unzulänglichkeit der aktuellen Situation hin und 
betonen die Notwendigkeit der Durchsetzung oder Umsetzung bestehender Gesetze gegenüber 
Nutzer*innen sozialer Medien und Plattformanbietern.“   

 

6.10 Folgen für die politische Arbeit und Teilhabe 
 

Erfahrungen mit geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen in der Politik können 
schwerwiegende Folgen für das berufliche und private Leben der Betroffenen haben, einschließlich 
ihrer psychischen und physischen Gesundheit. Eine weitere gut dokumentierte Folge 
geschlechtsspezifischer Gewalt ist Selbstzensur oder die Einschränkung der eigenen politischen 
Aktivität, beispielsweise in Form des Rückzugs aus den sozialen Medien, der Nichtteilnahme an 
öffentlichen Debatten, der Verlagerung der politischen Fachgebiete auf Bereiche, die als weniger 
polarisierend oder angriffsauslösend empfunden werden, oder in extremen Fällen bis hin zu einem 
vollständigen Rückzug aus der Öffentlichkeit. 

Abbildung 14 zeigt, inwieweit die Befragten angaben, bestimmte Themen zu meiden oder ihre 
politische Aktivität einzuschränken.  

Abbildung 14: Antworten auf die Frage: „Vermeiden Sie bestimmte Themen, weil Sie 
befürchten, Zielscheibe von hasserfüllten Kommentaren, Belästigungen oder anderen 
Formen von Gewalt zu werden?“ (in Prozent) 

25

16

30

29

Ja

Eher ja

Eher nicht

Nein
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Insgesamt geben 41 Prozent an, dass sie ihre Aktivitäten in gewissem Maße einschränken, wobei 
25 Prozent mit „Ja, auf jeden Fall“ und 16 Prozent mit „eher ja“ antworten. Am anderen Ende des 
Spektrums schränken etwa zwei Drittel ihre Aktivitäten nicht ein, wobei sich diese fast gleichmäßig 
auf diejenigen verteilen, die angaben, dies definitiv nicht zu tun (29 %), und diejenigen, die 
angaben, dies eher nicht zu tun (30 %). 

Die Einschränkungen nehmen verschiedene konkrete Formen an. Viele Befragte reduzieren ihre 
Präsenz in den sozialen Medien oder delegieren deren Verwaltung vollständig an ihre 
Mitarbeitenden. Über den digitalen Bereich hinaus beschreiben Befragte in allen fünf Ländern auch, 
dass sie ihre Pläne und öffentlichen Auftritte anpassen und etwa überdenken, an welchen 
Aktivitäten sie teilnehmen, motiviert durch die Notwendigkeit, ihre Gefährdung durch körperliche 
Gewalt oder Drohungen zu verringern. Zusammengenommen veranschaulichen diese Muster 
einen breiteren Trend: geschlechtsspezifische Gewalt übt einen ausgeprägten abschreckenden 
Effekt auf die politische Teilhabe von Frauen aus. 

„Es ist nicht so, dass ich mich überhaupt nicht zu einem Thema äußern würde, aber ich überlege ständig, 
was ich anziehen werde, was genau ich sagen werde, wie ich es als junge Frau präsentieren werde und 
welche Art von Hass das auslösen wird. Das ist ein ständiger Bestandteil meiner Entscheidungsfindung.“               
– Befragte aus Tschechien 
 

„Es gab Zeiten, in denen ich mich monatelang komplett von Facebook abgeschottet habe.“                                                         
– Befragte aus Ungarn 
 

„Ich halte mich jetzt an einen genauen Zeitplan, wenn ich alleine unterwegs bin und melde mich auch bei 
meinem Team, wenn ich zurück bin.“  – Befragte aus Irland 

 

„Ich hatte damals auch Angst beim Fußweg zum Bundestag, ging Umwege oder nutzte den Fahrdienst, wo 
ich normalerweise gelaufen wäre, aus Angst vor tätlichen Übergriffen.“– Befragte aus Deutschland 
 

„Ich würde sagen, es ist eine große Belastung für die psychische Gesundheit, damit umzugehen, und es ist 
wie Feedback und Kommentare zu deinem Aussehen: Wir können noch so psychisch stabil oder, ich weiß 
nicht, selbstbewusst sein, aber es erschüttert einen trotzdem und schafft Zweifel, und kurz gesagt, nimmt es 
viel meiner Zeit in Anspruch, weil ich mich auf Dinge konzentriere, über die ich sonst nicht nachdenken 
müsste, und ich diese Zeit besser nutzen könnte. Und außerdem ein Gefühl der Sicherheit.“                               
– Befragte aus der Slowakei 

      

Obwohl die deutschen Ergebnisse nicht repräsentativ sind, meidet etwa jede vierte befragte 
Abgeordnete bestimmte Themen (wie COVID-19-Maßnahmen, Migrationspolitik oder Themen, die 
bestimmte Länder oder Regionen betreffen), aus Angst, Ziel von Hass und Belästigung zu werden. 
Auch wenn die deutsche Stichprobengröße zu klein ist, um Verallgemeinerungen zu treffen, ist es 
bemerkenswert, dass die Hälfte der Politikerinnen, die angeben, bestimmte Themen tendenziell zu 
meiden, sich auch als Personen mit sogenanntem statistischem Migrationshintergrund10 
identifizieren, was auf einen stärkeren abschreckenden Effekt für Frauen aus marginalisierten 
Gruppen hindeutet. Daher wirken sich Selbstzensur und Äußerungen zu Themen mit einem 
direkten (vermuteten) Bezug zu ihrem Hintergrund auf diese Gruppe stärker aus als auf weibliche 
Abgeordnete ohne sogenannten Migrationshintergrund und dienen als zusätzlicher Ansatzpunkt für 
Kritik, Hass und Gewalt, die mit ihrer Geschlechtsidentität verflochten sind. 

 
10 Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (DeStatis) hat eine Person einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder 
mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde. 
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7. Schlussfolgerung 
 
Eine vergleichende Analyse der fünf betrachteten Länder – Tschechien, Deutschland, Ungarn, 
Irland und der Slowakei – macht deutlich, dass Gewalt gegen Frauen in der Politik kein Einzelfall, 
keine ausschließlich personenbezogene Erscheinung oder kontextspezifisch ist, sondern vielmehr 
systemisch, allgegenwärtig und in allen fünf Demokratien tief verwurzelt ist. 

Zwar unterscheiden sich die politischen Systeme, der Frauenanteil und die institutionellen 
Rahmenbedingungen zwischen den Ländern, doch zeigen die Ergebnisse eine auffällige 
Gemeinsamkeit: Die überwiegende Mehrheit der weiblichen Abgeordneten ist von 
geschlechtsspezifischer politischer Gewalt betroffen, insbesondere von psychischer und Online-
Gewalt. Die Häufigkeit von Online-Missbrauch in Verbindung mit einem hohen Ausmaß an 
psychischer und sexualisierter Gewalt unterstreicht, dass solche Erfahrungen keine Ausnahme 
sind, sondern ein alltäglicher Bestandteil der politischen Teilhabe von Frauen. 

Die Daten zeigen, dass psychische und Online-Gewalt unter weiblichen Abgeordneten nahezu 
universelle Erfahrungen sind, wobei die Prävalenzraten in den meisten untersuchten Ländern über 
90 Prozent liegen. Auch sexualisierte Gewalt ist weit verbreitet, während wirtschaftliche und 
physische Gewalt, obwohl weniger häufig, eine deutliche und entscheidende Rolle dabei spielen, 
die Fähigkeit von Frauen zur Ausübung ihres Mandats zu untergraben. Insbesondere ökonomische 
Gewalt erweist sich als strategischer Mechanismus der Ausgrenzung, der auf die für die politische 
Teilhabe notwendigen materiellen Voraussetzungen abzielt, während körperliche Gewalt als 
Abschreckungsmittel fungiert, dessen Auswirkungen über die direkten Opfer hinausreichen und 
das Verhalten anderer, einschließlich der Familie und der Mitarbeitenden, beeinflussen. 

Gleichzeitig hebt die Untersuchung ein entscheidendes Paradox hervor, das im Zentrum der 
Beziehung zwischen Prävalenz und Meldung steht. Die am weitesten verbreiteten Formen von 
Gewalt – insbesondere Online- und psychische Gewalt – werden am seltensten gemeldet, während 
die weniger verbreiteten Formen – wie körperliche oder ökonomische Gewalt – am ehesten 
Maßnahmen wie Beratung, Beschwerden und Anzeigen auslösen. Diese umgekehrte Beziehung 
spiegelt einen Normalisierungsprozess wider, bei dem wiederholte Exposition die Erwartungen an 
Wiedergutmachung senkt und das Vertrauen in institutionelle Reaktionen untergräbt. Letztendlich 
trägt dies zur langfristigen Unterrepräsentation von Frauen in der Politik bei. 

Das Fehlen spezieller, zugänglicher und vertrauenswürdiger institutioneller Mechanismen in allen 
fünf Ländern ist eine zentrale Erkenntnis dieses Berichts. Selbst dort, wo Meldekanäle existieren, 
sind diese oft fragmentiert, uneinheitlich oder werden als ineffektiv wahrgenommen. In manchen 
Kontexten, insbesondere wenn Missbrauch aus dem politischen System selbst ausgeht, kann eine 
Meldung nicht nur sinnlos, sondern komplett unvorstellbar sein. Diese systemische Lücke verlagert 
die Last des Umgangs mit Gewalt auf die Parlamentarierinnen selbst, sodass sie Risiken individuell 
bewältigen müssen – oft verbunden mit hohen persönlichen, beruflichen und finanziellen Kosten. 

Die Folgen von Gewalt gegen Frauen in der Politik gehen über den individuellen Schaden hinaus. 
Die Untersuchung liefert Belege für Selbstzensur, Verhaltensänderungen sowie eine Verringerung 
oder sogar einen Rückzug aus dem öffentlichen Engagement, was einen deutlichen 
abschreckenden Effekt auf die politische Teilhabe zeigt. Auf diese Weise fungiert Gewalt nicht nur 
als eine Form des persönlichen Angriffs, sondern als Mechanismus der demokratischen 
Ausgrenzung, der einschränkt, wessen Stimmen gehört werden, wessen Perspektiven vertreten 
werden und letztlich, wie Demokratie funktioniert. 
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Der Bericht weist auf die Notwendigkeit eines grundlegenden Wandels hin, wie Gewalt gegen 
Frauen in der Politik verstanden und angegangen wird. Sie muss nicht nur als individuelles oder 
geschlechtsspezifisches Problem anerkannt werden, sondern als eine umfassendere strukturelle 
demokratische und institutionelle Herausforderung, die koordinierte und systemische Antworten 
erfordert. Das Fortbestehen und die Normalisierung solcher Gewalt wirken sich direkt auf die 
politische Vertretung von Frauen aus, schränken den gleichberechtigten Zugang zur politischen 
Teilhabe ein und schwächen die Inklusivität, Legitimität und Widerstandsfähigkeit demokratischer 
Institutionen.  

Insgesamt unterstreichen die Ergebnisse die dringende Notwendigkeit kohärenter, durchsetzbarer 
und geschlechtssensibler institutioneller Maßnahmen sowohl auf nationaler als auch auf 
europäischer Ebene, einschließlich zugänglicher Meldemechanismen, wirksamer Schutzrahmen, 
ethischer Standards und sicherer Meldemöglichkeiten in parlamentarischen Umgebungen. Die 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen in der Politik erfordert daher einen Schritt über Ad-hoc- 
oder reaktive Maßnahmen hinaus hin zu langfristigen systemischen Interventionen und verstärkten 
Mechanismen der Rechenschaftspflicht, einschließlich der Auseinandersetzung mit dem Online-
Umfeld als zentralem Ort der Schädigung. 

Ohne solche Maßnahmen wird die anhaltende geschlechtsspezifische politische Gewalt weiterhin 
nicht nur die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen, sondern die Demokratie selbst untergraben. 
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